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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


Wie hat der Bundeskanzler die Träger des 
Ordens „Pour le Merite" beschieden, die seine 
Hilfe zum Schutz der Grabstätten auf dem 
Invalidenfriedhof in Berlin in Anspruch neh- 
men wollten? 


Antwort des Staatssekretärs Grabert 
vom 15. August 1973 

Das zuständige Referat meines Hauses hat dem Ordenskanzler 
der Ritterschaft des Ordens „Pour le Merite" am 6. Juli 1973 auf 
sein Schreiben vom 17. Juni 1973 zur Frage der Auflösung des 
Invalidenfriedhofes in Ost-Berlin folgendes geantwortet: 

„Im Auftrag des Herrn Bundeskanzlers bestätige ich den Ein- 
gangs Ihres Offenen Briefes vom 17. Juni 1973. 

Es trifft zu, daß sich die Behörden in Ost-Berlin für die Auf- 
lösung des Invalidenfriedhofs entschieden haben. Er wird in 
eine Grünfläche umgewandelt. Das Eigentum an den Grab- 
steinen geht den Bestimmungen gemäß (nach 20 Jahren) auf 
die Gemeinden über. 

Ich kann Ihre Erbitterung verstehen, gebe aber zu bedenken, 
daß die Auflösung von Friedhöfen im Zentrum von Groß- 
städten mit all ihren Härten auch in der westlichen Welt 
kein ungewöhnlicher Vorgang ist. 

Falls Angehörige eine Überführung beabsichtigen, empfehle 
ich, daß sie unter Beifügung einer beglaubigten Abschrift 
der Sterbeurkunde mit einer Bestätigung des aufnehmenden 
Friedhofs einen entsprechenden Antrag an den „Rat des 
Stadtbezirks Mitte — Abteilung Gesundheit und Sozial- 
wesen — " richten. Ob eine solche Umbettung im gegenwär- 
tigen Stadium allerdings noch möglich ist, entzieht sich 
meiner Kenntnis. 

Sie werden Verständnis dafür haben, daß die Bundesre- 
gierung bei der geschilderten Sachlage leider keine Möglich- 
keit hat, auf die Örtlichen Maßnahmen der Friedhofsverwal- 
tung in Ost-Berlin Einfluß nehmen." 


2. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Gespräche, zu welchem Zeitpunkt und 
an welchen Orten sind dem Bundeskanzler 
vorher oder im nachhinein zur Kenntnis ge- 
langt, die von Ressortchefs mit Funktionären 
der DDR geführt wurden? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Ravens 
vom 31. August 1973 

Alle wichtigen Gespräche der Ressortchefs sind dem Herrn Bun- 
deskanzler zur Kenntnis gelangt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 
würfe, daß Regierungen und Hilfsorganisation 
nen bei der Bekämpfung der drohenden Hun- 
gerkatastrophe in den sechs afrikanischen 
Staaten im sogenannten Sahel, der demiarden 
Zone zwischen der Sahara und dem Regenwald 
an der westafrikanischen Küste, mit einer Ein- 
wohnerzahl von über 25 Millionen Menschen 
versagt haben, und welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, sich an «iner weltweiten 
Hilfsaktion zu beteiligen, die Millionen Men- 
schen vor dem Hungertod bewahren soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Apel 
vom 15. August 1973 

Schon seit Herbst vorigen Jahres haben die Regierungen der von 
der Dürre betroffenen Sahelländer die Notwendigkeit besonderer 
Maßnahmen zur Abwendung der Dürreschäden offengelegt und 
einen Appell um Hilfe an alle Geberländer gerichtet. Daraufhin 
haben die Regierungen der Geberländer, die Europäischen Ge- 
meinschaften und Hilfsorganisationen unverzüglich entsprechen- 
de Maßnahmen ergriffen. 

Die Bundesregierung hat beispielsweise bereits im Dezember 
1972 nach Senegal und Mauretanien größere Mengen Milch- 
pulver, Butterfett, Medikamente und Vitamintabletten geliefert 
und dem Tschad einen Barbe trag für Transportkosten zur Verfü- 
gung gestellt. Außerdem hat sie bei deutschen Lieferwerken ver- 
mittelnd darauf hingewirkt, daß 75 schwere LKW bevorzugt nach 
Mauretanien ausgeliefert werden konnten. 

Seither hat die Bundesregierung weitere gezielte Maßnahmen für 
die betroffenen Länder in Form von Nahrungsmitteln, Medika- 
menten, Fahrzeugen, landwirtschaftlichen Produktionsmitteln und 
anderen Materiallieferungen sowie Krediten zur Verfügung ge- 
stellt, die bis heute einen Betrag von über 40 Millionen DM 
erreicht haben. Entsprechend der Bedarfslage sind weitere Maß- 
nahmen vorgesehen. 

Da die Verteilung der aus aller Welt kommenden Hilfsgüter 
besondere Schwierigkeiten aufwirft, hat die Bundesregierung als 
erstes Land Militärmaschinen für Versorgungsflüge eingesetzt. 
Auch diese Aktionen werden der Bedarfslage entsprechend fort- 
gesetzt. 

Auch die EWG-Kommission hat seit Beginn dieses Jahres um- 
fassende Hilfsmaßnahmen für die betroffenen Länder eingelei- 
tet. Der Wert dieser Maßnahmen, an deren Finanzierung die 
Bundesregierung zu einem Drittel beteiligt ist, hat bis jetzt etwa 
150 Millionen DM erreicht. 


4. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 

(CDU/CSU) 


Sind die Berichte des Frankfurter Völkerkund- 
lers Dr. Mark Münzel in der deutschen Presse 
über die Verfolgung und Ausrottung der Ache- 
Indianer in Paraguay und über die Äußerun- 
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gen des deutschen Botschafters in Asuncion 
zu diesen Vorgängen zutreffend, und beabsich- 
tigt die Bundesregierung, Schritte gegen eine 
solche VerletZ)Ung der Menschenrechte in Para- 
guay 2 ni unternehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 28. August 1973 

Zur Frage der angeblichen Ausrottung und Verfolgung von In- 
dianern in Paraguay sowie zu den Vorwürfen, die in diesem Zu- 
sammenhang gegen den deutschen Botschafter in Asuncion er- 
hoben worden sind, hat die Bundesregierung in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages am 25. Mai 1973 Stellung genommen. 
Den Vorwürfen liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

1. Der Lebensraum der Urwaldnomaden in Ost-Paraguay wird 
durch fortschreitende Besiedlung immer kleiner. Als einzig 
realistischer Weg aus dem Dilemma bleibt nur der Versuch, 
den Ureinwohnern eine Zufluchtstätte zu schaffen und sie 
seßhaft zu machen. Das von der paraguayischen Regierung im 
Innern des Landes angelegte Reservat Cerro Moroti für die 
Guayaki-Indianer, die sich selbst Ache nennen, dient diesem 
Zweck. 

Ein Eingeborenenkomitee wurde gegründet, als Ende 1970 
eine akute Notlage dadurch auf trat, daß in dem Ache-Reser- 
vat etwa 70 Nomaden erschienen, auf deren Versorgung das 
Reservat — bis dahin 36 Indios — nicht vorbereitet war. 

Angeregt durch Presseberichte und auf Bitten der zuständigen 
Behörde fanden sich Privatleute zusammen, die bereit waren, 
sich mit ihren jeweiligen Berufserfahrungen ehrenamtlich für 
eine Hilfsaktion einzusetzen und dafür Spenden aufzubringen. 
Zu dem Komitee gehörten ein paraguayischer Arzt, ein deut- 
scher Unternehmer, ein amerikanischer Bankdirektor, ein 
Werbefachmann, ein Völkerkundler und als Vorsitzender der 
Geschäftsführer von Höchst del Paraguay. Die Firmen haben 
zwar Geld gespendet, waren an dieser Privatinitiative aber 
sonst nicht beteiligt. 

Das Komitee hat in zweieinhalb Jahren trotz erheblicher 
Schwierigkeiten eine beachtliche Aufbauarbeit geleistet und 
eine solide Infrastruktur geschaffen. Heute besteht unter tat- 
kräftiger Leitung amerikanischer Missionare eine geordnete 
Siedlung, die bereits ihre eigene Ernährungsgrundlage produ- 
ziert. Es spricht alles dagegen, daß die Indios gegen ihren 
Willen und mit Gewalt in das Reservat geholt worden sind. 
Ihre hohe Sterblichkeit ist nach zuverlässigen Informationen 
auf Unterernährung und schlechten Gesundheitszustand vor 
der Übersiedlung sowie auf Anpassungsschwierigkeiten an 
die Zivilisation zurückzuführen, nicht jedoch auf planmäßige 
Verfolgung. 

2. Der deutsche Anthropologe Dr. Mark Münzel hatte als Stipen- 
diat der Deutschen Forschungsgemeinschaft mit Erlaubnis der 
paraguayischen Regierung von September 1971 bis März 1972 
zu Forschungszwecken in diesem Reservat gelebt. Daß die 
paraguayische Regierung ihm dies gestattete, spricht dafür, 
daß sie nichts zu verbergen hat Dr. Münzel hat sich mdt dem 
damaligen Leiter des Reservats über Fragen der Behandlung 
der Indios zerstritten, weswegen ihm die paraguayische Re- 
gierung schließlich das Betreten des Reservates verboten hat. 
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Daraufhin hat Dr. Münzel in der paraguayischen Presse hef- 
tige Kritik an der Indianerpolitik der Regierung geübt. Die 
Heftigkeit der Pressekampagne ließ die Ausweisung Dr. Mün- 
zels und die Beschlagnahme seiner Arbeitsergebnisse sowie 
ungünstige Auswirkungen auf das deutsch-paraguayische 
Verhältnis befürchten. Der deutsche Botschafter in Asuncion 
empfahl daher Herrn Münzel, aus Paraguay abzureisen. 

Die paraguayischen Eingeborenenbehörden sowie das Hilfs- 
komitee begegnen in ihrer Tätigkeit der Kritik der dem Re- 
servat benachbarten paraguayischen Landbevölkerung, die 
selbst in ärmlichen Verhältnissen lebt und die Leistungen für 
die Indios mit Neid beobachtet; die Eingeborenenhilfe der 
Regierung ist deshalb dort nicht populär. Durch die von 
Dr. Münzel erhobenen Vorwürfe sind Behörden und Hilfs- 
komitee nunmehr der Kritik von zwei Seiten ausgesetzt. Die 
Mitglieder des Hilfskomitees werden entmutigt und verstehen 
nicht, warum sie für humanitäre Hilfsaktionen Nachteile in 
Kauf nehmen sollen. Im Ergebnis trifft die Pressekampagne 
ausgerechnet die Stellen, die etwas für die Indios tun und 
erschwert ihre Arbeit. 

Angesichts dieser Sachlage beabsichtigt die Bundesregierung 
nicht, bei der paraguayischen Regierung Schritte zu unter- 
nehmen. 


5. Abgeordneter In welchem Umfang und unter Anführung wel- 

Dr. Köhler eher Gründe plant die Bundesregierung, deut- 

(Wolfsburg) sehe Auslandsschulen in Entwicklungsländern 

(CDU/CSU) zu schließen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 28. August 1973 

Die Bundesregierung hat keine Planung, die auf eine Schließung 
deutscher Auslandsschulen in Entwicklungsländern abzielen 
würde. 

Die von der Bundesregierung im Ausland geförderten Schulen 
sind im allgemeinen keine bundeseigenen Schulen, sondern wer- 
den von örtlichen Schulvereinen getragen. Da diese Redrtsper- 
sönlichkeiten der Gastländer sind, wäre es der Bundesregierung 
nicht möglich, solche Schulen zu schließen. Die den örtlichen 
Schulvereinen in der Regel gewährte finanzielle Unterstützung 
aus Bundesmitteln ist davon abhängig, daß die jeweilige Schule 
unter pädagogischen und kulturpolitischen Gesichtspunkten sinn- 
voll und damit eine Förderung aus öffentlichen Mitteln vertret- 
bar ist. 

Zu den Grundgedanken der Schulpolitik des Auswärtigen Amtes 
darf ich auf den Aufsatz auf Seite 943 ff. des Bulletins vom 
7. August 1973 verweisen. 


6. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
stellungen deutscher Journalisten, die Reisen 
in die Sowjetunion unternehmen konnten, „In 
der ganzen Sowjetunion gibt es keine west- 
lichen Zeitungen, außer kommunistischen. 
Westliche Rundfunksendungen werden ge- 
stört. Die ausländischen Korrespondenten ar- 
beiten unter denkbar schwierigen Umständen. 
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Wer sich z. B. mehr als 40 km von Moskau 
entfernen will, braucht dazu einen Sonderaus- 
weis.. Die Genehmigungen aber werden selten 
oder so spät erteilt, daß aktuelle Ereignisse 
nicht mehr wahrgenommen werden können. 
Das von mir immer wieder vorgebrachte Argu- 
ment, daß in der Bundesrepublik sowjetische 
Zeitungsleute, Funk- und Fernsehkorrespon- 
denten sich frei bewegen können, machte 
keinen Eindruck", und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, die Arbeitsbedin- 
gungen der deutschen Korrespondenten in der 
Sowjetunion zu verbessern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Apel 
vom 29. August 1973 

Der zutreffende Bericht trifft im wesentlichen zu: 

Westliche Korrespondenten in der Sowjetunion müssen Reisen 
außerhalb der Moskauer 40-km-Zone bei der Presse-Abteilung 
des sowjetischen Außenministeriums anmelden und ihren Auf- 
enthalt in anderen sowjetischen Städten registrieren lassen. Diese 
Regelung gilt allerdings auch für alle anderen in Moskau akkre- 
ditierten oder anreisenden Journalisten einschließlich der aus 
kommunistisch regierten Ländern, wobei sich die sowjetische 
Regierung auf den Grundsatz der Gleichbehandlung beruft. 

Obwohl die Verweigerung von Reise-Genehmigungen — gerade 
in jüngster Vergangenheit — eher die Ausnahme als die Regel 
ist, bedeutet dieses Verfahren praktisch eine Einschränkung der 
Arbeitsmöglichkeiten ausländischer Journalisten in der UdSSR. 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Frage der Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen von Korrespondenten in der Sowjetunion 
rein bilateral und nach dem Grundsatz der Gegenseitigkeit nicht 
befriedigend zu lösen ist. Sie gehört vielmehr zu den Problemen, 
über die im Rahmen des Themenkreises „Zusammenarbeit in 
humanitären und anderen Bereichen" auf der KSZE gesprochen 
werden muß. In der entsprechenden Schluß empfehlung der Hel- 
sinki-Konsultationen ist daher die Verbesserung der Arbeits- 
bedingungen für Journalisten der Teilnehmer stataen ausdrück- 
lich erwähnt. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus in Helsinki Erläuterun- 
gen über ihre Vorstellungen zu diesem Thema vorgelegt, die 
konkrete Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
von Journalisten enthalten. Sie wird sich in der Kommissions- 
phase der KSZE in Genf mit Nachdruck für ihre Verwirklichung 
einsetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Welche Sanierungsprojekte im Zuge der Ab- 
wasserbeseitigung werden angesichts der drin- 
genden Notwendigkeit verbesserten Umwelt- 
schutzes am Bodensee im Jahr 1973 im baye- 
rischen Bodenseegebiet finanziert und begon- 
nen werden können, und wie hoch sind die 
finanziellen Förderungsmittel des Bundes und 
der* Länder bei diesen Projekten? 
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Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. August 1973 

Das Bayerische Staatsministerium des Innern hat dem Bundes- 
ministerium des Innern im Juli 1973 Anträge auf Bewilligung 
von Bundesmitteln aus dem Bundesprogramm zur Sanierung des 
Rheins und des Bodensees für vier Abwasseranlagen im baye- 
rischen Bodenseegebiet vorgelegt. Es handelt sich um den für 
das Jahresprogramm 1973 eingeplanten Ausbau der Anlagen 

1. der Stadt Lindau (Bodensee), Bauabschnitt XVI b (Erweite- 
rung der mechanisch-biologischen Kläranlage der Stadt Lin- 
dau), 

2. des Abwasserverbandes Bayerische Bodenseegemeinden, 
Bauabs-chnitt VI b (Anteil an der Erweiterung der mechanisch- 
biologischen Kläranlage der Stadt Lindau), 

3. der Stadt Lindau (Bodensee), Bauabschnitt XVII (Bau von Zu- 
leitungskanälen überregionaler Zusammenschlüsse), 

4. des Abwasserverbandes Bayerische Bodenseegemeinden, 
Bauabschnitt VIII (Bau von Zuleitungskanälen überregionaler 
Zusammenschlüsse — Anschluß an Kläranlage Lindau). 

Die unter 3. und 4. genannten Projekte betreffen u. a. Teilab- 
schnitte des Uferschachensammlers, des Regenrückhaltebechens 
Rickenbach und der Zuleitungskanäle Heimersreutin, Wasser- 
burg-Nonnenhorn, Hege-West, Hege-Ost, Bodolz, Weißensberg- 
Ost, Weißensberg-West, Schlachters und Bösenreutin. 

Der Bund beabsichtigt, auf diese Anträge in diesem Jahr Bundes- 
zuschüsse von insgesamt 1,96 Millionen DM zu bewilligen. Die 
Förderungsmittel des Landes Bayern betragen 2,805 Millionen 
DM. Die zuwendungsfähigen Kosten dieser Bauabschnitte belau- 
fen sich auf insgesamt 8,05 Millionen DM, so daß Eigenmittel in 
Höhe von insgesamt 3,285 Millionen DM aufzubringen sind. 

Die Stadt Lindau hat für den Ausbau ihrer Abwasserreinigungs- 
anlage für das Jahr 1973 außerdem einen ERP-Kreditantrag über 
500 000 DM beim Bundesministerium des Innern eingereicht. Es 
ist damit zu rechnen, daß die Gesamtzahl solcher Anträge auf 
Bereitstellung von ERP-Krediten in diesem Jahr etwa 400 betra- 
gen wird, über diese Anträge wird im Interesse der Gleichbe- 
handlung nach Verabschiedung des ERP-Wirtschaftsplangesetzes 
1973 im Spätherbst dieses Jahres durch einen Vergabeausschuß 
entschieden. 


8. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Wann gedenkt die Bundesregierung, durch 
Vorlage eines Gesetzentwurfes, durch den all- 
gemeine gesetzliche Grundlagen für die Durch- 
führung notwendiger Zählungen geschaffen 
werden, der Kritik entgegenzuwirken, daß 
alte Grundlagen für statistische Erhebungen, 
deren Ergebnisse im Laufe der Jahre ihren 
Wert eingebüßt haben, nicht aufgehoben oder 
verändert werden, während auf der anderen 
Seite Problemen, deren Bearbeitung von vielen 
Seiten verlangt wird, keine oder nicht aus- 
reichende Beachtung geschenkt werde? 
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Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 22. August 1973 

Die Bundesregierung hat in den zurückliegenden Jahren das 
Programm der amtlichen Statistik ständig auf mögliche Einspa- 
rungen von Statistiken überprüft, deren Ergebnisse im Laufe der 
Jahre ihren Wert eingebüßt haben. Sie ist damit der Kritik ent- 
gegengetreten, alte Grundlagen für statistische Erhebungen wür- 
den unverändert beibehalten. Darüber hinaus hat auch der Haus- 
haltsausschuß des Deutschen Bundestags sich mehrfach mit dieser 
Problematik befaßt. Er hat u. a. ein umfangreiches Gutachten 
hierzu erstellen lassen („Überprüfung des Programms der Bun- 
desstatistiken", vorgelegt vom Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes in seiner Eigenschaft als Bundesbeauftragter für die Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung, 1966/ß7). 

über die aufgrund dieses Gutachtens getroffenen Maßnahmen 
habe ich dem Hausihaltsausschuß und dem Rechnxmgsprüfungs- 
ausschuß des Deutschen Bundestags mit Vorlagen vom 29. De- 
zember 1969 und vom 30. September 1971 berichtet. Der Rech- 
nungsprüfungsausschuß hat diese Berichte in seiner Sitzung am 
14. Juni 1972 zustimmend zur Kenntnis genommen und zusam- 
menfassend festgestellt, daß den Anregungen des Bundesrech- 
nungshofes Rechnung getragen sei. 

Die Bundesregierung hat in der darauffolgenden Zeit ihre Be- 
mühungen um Rationalisierung und Straffung des statistischen 
Programms fortgesetzt, zuletzt durch eine von meinem Hause in 
diesem Jahr durchgeführte entsprechende ümfrage bei allen Bun- 
desressorts. Das Ergebnis zeigte allerdings, daß die Ressorts nur 
geringfügige Kürzungen des statistischen Bedarfs für möglich 
halten. Dies ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß ein 
großer Teil der durchzuführenden Erhebungen auf Rechtsvor- 
schriften der Europäischen Gemeinschaften beruht. 

Dem Problem, wie der vorhandene Informationsbedarf und die 
noch ständig steigenden Informations wünsche in allen Bereichen 
des öffentlichen Lebens mit den Möglichkeiten des statistischen 
Dienstes besser in Einklang zu bringen sind, schenke ich große 
Aufmerksamkeit. Ich habe daher angeordnet, in meinem Hause 
ein Konzept zu entwickeln, das Grundlage für eine größere Effi- 
zienz der amtlichen Statistik sein soll. 

Im Rahmen dieses Konzepts, dessen Entwicklung die Bundesre- 
gierung zu einem ihrer Schwerpunkte erklärt hat, beabsichtige 
ich, dem Bundeskabinett den Entwurf einer Novelle des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 vor- 
zulegen. Ich habe die Hoffnung, daß die gesetzgebenden Körper- 
schaften den Entwurf noch im Laufe dieser Legislaturperiode 
verabschieden werden. Bei den Arbeiten an dem Gesetzentwurf 
wird auch geprüft, welche allgemeine gesetzliche Regelung eine 
flexiblere Anordnung bzw. Änderung statistischer Erhebungen 
ermöglicht. 


9. Abgeordneter Ist der gemeinschaftliche Funkhausbau für 
Hödierl Deutschland-Funk und Deutsche Welle eine 

(CDÜ/CSÜ) Vorstufe für die Zusammenlegung der beiden 

Anstalten zur besseren Durchsetzung koali- 
tionspolitischer Personalpolitik und anderer 
medienpolitischer Absichten? 
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Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 29. August 1973 

Ihre Frage beantworte ich mit Nein. Im einzelnen möchte ich 
hierzu folgendes bemerken: 

Das Bundeskabinett hatte bereits im Dezember 1970 allein aus 
Gründen der Einsparung von Haushaltsmitteln eine Überprüfung 
der Bedarfsplanungen und der Baukonzeption für den Funkhaus- 
neubau der Rundfunkanstalten des Bundesrechts veranlaßt. Auf- 
grund dieser von den zuständigen Bundesministerien gemeinsam 
mit den Rundfunkanstalten vorgenommenen eingehenden Über- 
prüfung hat das Bundeskabinett am 19. April 1972 beschlossen, 
daß zur Unterbringung beider Rundfunkanstalten eine gemein- 
same Gebäudeanlage errichtet werden soll. Zur Erläuterung der 
Bundeskonzeption habe ich in der vorbereitenden Kabinettvor- 
lage wörtlich die Argumente der für die baufachliche Überprü- 
fung zuständigen Bauabteilung des damaligen Bundesministers 
für Wirtschaft und Finanzen wie folgt auf genommen: 

„Aufgrund eingehender Überprüfung wird der Bau einer ge- 
meinsamen Gebäudeanlage vorgeschlagen, da diese Lösung 
die meisten Vorteile bietet. Dabei sollen in den zusammen- 
gefaßten Basisgeschossen alle gemeinsam zu nutzenden An- 
lagen untergebracht werden. Der Sendesaal soll ebenfalls 
von beiden Anstalten gemeinsam benutzt werden. Die Sen- 
debereiche bleiben getrennt, da sie keine Einsparung in 
Bauvolumen und Technik ergeben. Die beiden Türme bleiben 
erhalten, deren Architektur laut Urteil des Preisgerichts, zur 
Verbindung zwischen DLF und DW in hervorragender Weise 
beitragen'. Durch diese in einen funktionellen Zusammen- 
hang gebrachten Baukonzeption wird einer künftigen Ent- 
wicklung nicht vorgegriffen.“ 

Im übrigen sind Aufgaben und Organisation von DEUTSCHE 
WELLE und DEUTSCHLANDFUNK im Bundesgesetz über die 
Errichtung von Rundfunkanstalten des Bundesrechts vom 29. No- 
vember 1960 (BGBl. I S. 862) festgelegt. Eine von Ihnen ange- 
sprochene organisatorische Zusammenlegung der beiden Rund- 
funkanstalten bedarf mithin der Gesetzesänderung. Der Sprecher 
der Bundesregierung hat zu inzwischen erledigten Überlegungen 
eines Intendanten der Arbeitsgemeinschaft öffentlich-rechtlicher 
Rundfunkanstalten zur Finanzierung des Deutschlandfunks aus 
dem Rundfunkgebührenaufkommen auf der Bundespressekonfe- 
renz am 19. Februar 1973 eindeutig erklärt, daß die Bundes- 
regierung sich an Gesetze zu halten und nicht die Absicht habe, 
in Sachen Deutschlandfunk irgendetwas zu ändern, über diese 
Auffassung der Bundesregierung habe ich, wie im Bulletin der 
Bundesregierung Nr. 24 vom 24. Februar 1973 berichtet wurde, 
die Regierungschefs der Länder unterrichtet. Die Bundesregie- 
rung hat diesen ihren Standpunkt u. a. in ihrer Antwort auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) in der 
Sitzung des Deutschen Bundestags am 16. März 1973 (Stenogra- 
fischer Bericht S. 1041) nochmals bekräftigt. Überlegungen inner- 
halb der Bundesregierung, von diesem Standpunkt abzugehen, 
sind mir nicht bekannt. 

10. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Berichte 
Möllemann der New York Times und der Frankfurter 

(FDP) Rundschau, nach denen Geheimdienst und 

Armee der Vereinigten Staaten von Amerika 
in der Bundesrepublik Deutschland illegale 
Abhörpraktiken durchführen? 
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Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 15. August 1973 

Wegen des Ergebnisses der Prüfung der Vorwürfe, Geheim- 
dienststellen der amerikanischen Stationierungsstreitkräfte in 
der Bundesrepublik hätten in der Bundesrepublik Deutschland 
illegale Abhörpraktiken angewandt, verweise ich auf die Presse- 
mitteilung des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie- 
rung vom 2. August 1973 über die Sitzung des Staatssekretärs- 
ausschusses für Fragen des geheimen Nachrichtenwesens und 
der Sicherheit. Ein Abdruck der Pressemitteilung liegt an. In 
dieser ist auch die Rechtslage zutreffend wiedergegeben. 

Nummer 890/73 vom 2. August 1973 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung gibt be- 
kannt: 

Staatssekretär von Wechmar erklärt: 

Ein Staats&ekretärsausschuß der Bundesregierung hat am 2. Au- 
gust 1973 in Bonn das Ergebnis von Ermittlungen erörtert, die im 
Zusammenhang mit öffentlich erhobenen Behauptungen einge- 
leitet worden waren, wonach amerikanische Dienststellen das 
deutsche Recht unter Eingriff in das Fernmeldegeheimnis verletzt 
hätten. An dieser Sitzung nahmen unter Vorsitz des Chefs des 
Bundeskanzleramtes die Staatssekretäre der Bundesministerien 
des Innern, für Auswärtiges, der Verteidigung, der Justiz, für 
das Post- und Fernmeldewesen, für innerdeutsche Beziehungen 
und des Bundespresseamtes teil. 

Die zuständigen Behörden haben die genannten öffentlich erho- 
benen Vorwürfe über angebliche illegale Abhörpraktiken im 
Bundesgebiet im einzelnen sorgfältig geprüft. Die Ermittlungen 
haben ergeben, daß die Vorwürfe unbegründet sind, wonach 
amerikanische Dienststellen in der Bundesrepublik Deutschland 
unter Verletzung deutschen Rechts in das Fernmeldegeheimnis 
eingegriffen haben. 

Im Bereich der Bundesrepublik Deutschland sind Beschränkungen 
des Femmeldegeheinmisses nur nach dem Gesetz zu Artikel 10 
GG vom 13. August 1968 und nur durch deutsche Behörden mög- 
lich. Die Fälle möglicher Beschränkungsmaßnahmen sind im 
Gesetz zu Artikel 10 GG abschließend genannt. Dazu gehören 
auch Beschränkungsmaßnahmen im Interesse der Sicherheit der 
Stationierungsstredtkräfte in der Bundesrepublik Deutschland. 

Auf Grund des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut 
vom 3. August 1959 und entsprechenden Vereinbarungen mit 
den Drei Mächten können diese im obengenannten Fall beim 
Bundesamt für Verfassungsschutz oder beim Bundesnachrichten- 
dienst entsprechende Maßnahmen anregen, nicht verlangen. 

Die Entscheidung über eine Anordnung treffen ausschließlich ent- 
weder der Bundesminister des Innern in den Fällen des § 2 oder 
der Bundesminister der Verteidigung in den Fällen des § 3 des 
Gesetzes zu Artikel 10 GG. Das aufgrund einer solchen Be- 
schränkungsmaßnahme anfallende Material wird den ermächtig- 
ten Beauftragten der Drei Mächte übergeben, soweit dieses Ma- 
terial für Sicherheitsbelange der Drei Mächte von Bedeutung ist. 

Von der obengenannten Möglichkeit, eine Überwachungsmaß- 
nahme anzuregen, ist von den Drei Mächten wiederholt Ge- 
brauch gemacht worden. In einem Teil der Fälle ist der Anregung 
entsprochen worden. Alle Fälle dieser Art haben die Zustim- 
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mung der im Gesetz zu Artikel 10 GG vorgesehenen Dreier- 
Kommission gefunden. Die Kommission, die aus Vertretern der 
drei im Bundestag vertretenen Parteien besteht, hat in keinem 
Falle eine Verletzung der Grundrechte festgestellt. 

Die Deutsche Bundespost hat die Maßnahmen nach diesem Ge- 
setz durch entsprechende Schaltungen technisch zu ermögLichen. 
Es kann mit Sicherheit ausgeschlossen werden, daß die Deutsche 
Bundespost bei überwachungsmaßnahmen im Post- und Fem- 
meldewesen ohne Vorliegen einer entsprechenden Anordnung 
mitwirkt. 

Von illegalen Eingriffen in das Öffentliche Fernmeldenetz der 
Bundesrepublik Deutschland, wie sie zur Zeit in der Presse dar- 
gestellt werden, ist dem Bundesminister für das Post- und Fem- 
meldeverköhr ohne Vorliegen einer entsprechenden Anordnung 

Die zuständigen amerikanischen Behörden werden von der Bun- 
desregierung auf dem dafür üblichen Wege vom Ergebnis dieser 
Ermittlungen in Kenntnis gesetzt. 


11. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung tun, um solche 
Möllemann illegalen Praktiken künftig zu unterbinden? 

(FDP) 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 15. August 1973 

Die Frage 1 1 erledigt sich durch die Antwort zu Frage 10. 


12, Abgeordneter Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, 
Reiser daß von Geheimdienststellen der amerikani- 

(SPD) sehen Stationierungsstreitkräfte Telefonge- 

spräche von Bürgern der Bundesrepublik 
Deutschland überwacht werden, und auf wel- 
che gesetzliche Bestimmungen stützen sich 
solche Maßnahmen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 15. August 1973 

Wegen des Ergebnisses der Prüfung der Vorwürfe, Geheim- 
dienststellen der amerikanischen Stationierungsstreitkräfte in 
der Bundesrepublik hätten Telefongespräche von Bürgern der 
Bundesrepublik Deutschland überwacht, verweise ich auf die 
Pressemitteilung des Presse- und Informations am tes der Bundes- 
regierung vom 2. August 1973 über die Sitzung des Staatssekre- 
tärsausschusses für Fragen des geheimen Nachrichtenwesens und 
der Sicherheit. Bin Abdruck der Pressemitteilung liegt an*). In 
dieser ist auch die Rechtslage zutreffend wieder gegeben. 


13. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, der türkische Ar- 

Dr. Franz bedtsminiister habe einen Privatbesuch in der 

(CDU/CSU) Bundesrepublik Deutschland, der Gesprächen 

mit türkischen Arbeitnehmern diente, vorzeitig 
abgebrochen, da die deutschen Behörden einen 
ungestörten Ablauf nicht gewährleisten, ins- 


* siehe Antwort zu Frage 10 
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besondere den durch Morddrohungen notwen- 
dig gewordenen Schutz nicht garantieren konn- 
ten, und welche Schlüsse zieht die Bundesre- 
gierung daraus für die allgemeine Sicherheits- 
lage in der Bundesrepublik Deutschland, sowie 
für Stärke, Ausrüstung und Leistungsfähigkeit 
der Schutzpolizei? 


Antwort des Bundesministers Genscher 

vom 30. August 1973 

Die von Ihnen genannten Pressemeldungen treffen nicht zu. 

1. Der türkische Arbeitsminister Erdern hielt sich in der Zeit 
vom 29. Juli bis 1. August 1973 in der Bundesrepublik 
Deutschland auf. Am 29. Juli 1973 besuchte er die türkische 
Botschaft in Bonn, am 30. und 31. Juli 1973 nahm er an Ver- 
anstaltungen mit türkischen Gastarbeitern in Köln und Frank- 
furt teil. Abweichend von der Planung für den weiteren Ver- 
lauf des Besuchs, die die Teilnahme an ähnlichen Veranstal- 
tungen am 1. August 1973 in Esslingen und am 2. August 
1973 in München vorsah, verließ er am 1. August 1973 das 
Bundesgebiet von Frankfurt aus auf dem Luftweg und^kehrte 
in die Türkei zurück, über die Gründe für das vorzeitige Ver- 
lassen der Bundesrepublik Deutschland hat sich Minister Er- 
dern deutschen Dienststellen gegenüber nicht geäußert. 

2. Zu den Pressemeldungen, Minister Erdern habe den Besuch 
vorzeitig abgebrochen, da die deutschen Behörden einen un- 
gestörten Ablauf nicht gewährleisten, insbesondere den durch 
Morddrohungen notwendig gewordenen Schutz nicht garan- 
tieren konnten, bemerke ich: 

Minister Erdern war nicht Gast eines Verfassimgsorgans der 
Bundesrepublik Deutschland. Sein Schutz oblag daher nicht 
dem Bundeskriminalamt, sondern den Polizeien der Länder. 
Dieser Schutz war stets gewährleistet. Die Veranstaltungen 
mit türkischen Gastarbeitern in Köln und Frankfurt verliefen 
— wie mir von den zuständigen Landesdienststellen mitge- 
teilt wird — ohne irgendwelche Zwischenfälle. Minister Er- 
dern wurde auf allen Fahrten innerhalb Hessens von einem 
Funkstreifenwagen der Polizei begleitet; die Kriminalpolizei 
stellte den erforderlichen Personenschutz. Das Hochhaus, in 
dem Minister Erdern vom 31. Juli zum 1. August 1973 privat 
bei einer türkischen Familie übernachtete, wurde während der 
ganzen Nacht von der Polizei überwacht. Die ohnehin vorge- 
sehenen Sicherheitsmaßnahmen waren noch verstärkt wor- 
den, nachdem während der Veranstaltung am Abend des 
31. Juli 1973 bei einem Polizeirevier eine anonyme Drohung 
eines mit ausländischem Akzent sprechenden Anrufers ein- 
gegangen war, der türkis.che Minister werde in Kürze umge- 
bracht. 

Minister Erdern hat deutschen Stellen gegenüber keine Äuße- 
rung über einen angeblich unzureichenden Polizedschutz ge- 
macht. 

3. Aus der vorzeitigen Beendigung des Besuchs von Minister 
Erdern können demnach keine negativen Schlüsse auf die 
iSicherheitslage oder die Situation der Polizei in der Bundes- 
republik Deutschland gezogen werden. 
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14. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbadi) 
(CDU/CSU) 


Erfordert nicht Sinn und Zweck des Häftlings- 
hilfegesetzes auf möglichst baldigen Ausgleich 
der erlittenen Strapazen, berechtigten Perso- 
nen mit langer Haftdauer, die nicht zu den 
„Privilegierten" der ergangenen Rechtsverord- 
nung vom 26. April 1972 und 11. April 1973 
zählen und aus diesem Grund noch Jahre auf 
die Zahlung ihrer bereits festg es teilten Ein- 
gliederungshilfen und Ausgleichsleistungen 
warten müssen, zumindest die Möglichkeit zu 
geben, ihren Rechtsanspruch beleihen oder als 
Sicherheit für ein Darlehen abtreten zu kön- 
nen? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 30. August 1973 

Nach § 9 b Abs. 3 Satz 6 des Häftlingshilfegesetzes (HHG) in 
Verbindung mit § 5 Abs. 1, § 6 des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes sind die Ansprüche auf zusätzliche Eingliederungs- 
hilfen und Ausgleichsleistungen nicht übertragbar und unter- 
liegen in der Person des unmittelbar Berechtigten nicht der 
Zwangsvollstreckung. Wegen dieses rechtlichen Hindernisses 
ist die von Ihnen vorgeschlagene Vorfinanzierung generell nicht 
möglich. In der Praxis zeigt sich jedoch immer wieder, daß Geld- 
institute und private Darlehensgeber bereit sind, Möglichkeiten 
zu finden, um ehemaligen politischen Häftlingen, deren Ver- 
trauenswürdigkeit außer Zweifel steht, finanziell zu helfen. Eine 
solche Initiative ist zweifellos zu begrüßen. Daneben konnten 
in zahlreichen Fällen, in denen die Auszahlungsansprüche noch 
nicht fällig waren, Unterstützungen aus der für diesen Personen- 
kreis vorgesehenen Stiftung gewährt werden (§§ 17 ff. HHG). 

Zum besseren Verständnis verweise ich auf den „Wegweiser für 
Heimkehrer und für ehemalige politische Häftlinge", in dem die 
genannten gesetzlichen Bestimmungen abgedruckt sind (S. 28 ff., 
44 ff.). 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


Stimmen Presseberichte vom 2. Juli 1973, daß 
am Freitag, dem 29. Januar 1973 deutsche Un- 
ternehmen bei telefonischen Anfragen von der 
Deutschen Bundesbank die Auskunft erhalten 
haben, daß der Aufwertungssatz 5,5Vo beträgt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 21. August 1973 

Am 29. Juni 1973 gelangten etwa ab 9.15 Uhr verschiedene An- 
fragen, vor allem aus Kreisen des Devisenhandels, an die Deut- 
sche Bundesbank, ob es richtig sei, daß eine DM-Aufwertung um 
5,5 V. H. bevorstehe; daraufhin wurde geantwortet, daß nach 
Kenntnis der Bundesbank tatsächlich soeben in Bonn über eine 
Aufwertung beraten werde. 
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Vermutlich wurden diese Anfragen dadurch ausgelöst, daß schon 
sehr frühzeitig entsprechende Gerüchte und Nachrichten aus 
London auf den Devisenmarkt kamen. Der Ursprung dieser Ge- 
rüchte ist höchstwahrscheinlich im Ausland zu suchen. Unsere 
Partnerländer waren in der Nacht zuvor, wie es die EWG- Ver- 
einbarungen über die gegenseitige Konsultation vor Wechsel- 
kursänderungen vorsehen, über den beabsichtigten Schritt unter- 
richtet worden. 

Daß die Bundesbank die Möglichkeit einer bevorstehenden Auf- 
wertung nicht abgeleugnet hat, geschah im Einvernehmen mit 
dem Bimdesminister der Finanzen. Andernfalls hätte nur eine 
Schließung des Marktes verhindern können, daß Devisenge- 
schäfte auf einer völlig falschen Basis abgeschlossen wurden 
(der Devisenhandel beginnt um etwa 9.00 Uhr). 


16. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Wolfram in Zukunft sicherzustellen, daß in so entschei- 

(SPD) denden Wirtschafts- und Währungsfragen vor 

offizieller Verkündung keine derartigen Aus- 
künfte gegeben werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 21. August 1973 

Das Verfahren der Verkündung und Veröffentlichung wechsel- 
kurspolitischer Maßnahmen ist in der Vergangenheit stets von 
Bundesregierung und Bundesbank im Licht der jeweiligen Um- 
stände abgesprochen worden. Das wird auch in Zukunft so sein. 
Bundesregierung und Bundesbank lassen sich dabei von dem 
doppelten Ziel leiten, einerseits Devisenspekulationen zu ver- 
meiden und andererseits berechtigte Interessen von Marktbetei- 
ligten zu schützen. 


17, Abgeordneter Trifft es zu, daß die neuen Zweimarkstücke 

Josten einen geringeren Silbergehalt haben als die 

(CDU/CSU) bisherigen Zweimarkstücke mit dem Bildnis 

des Physikers Max Planck, welche ab 1. Au- 
gust dieses Jahres aus dem Verkehr gezogen 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 21. August 1973 

Die seit dem Jahre 1958 im Umlauf befindlichen Bundesmünzen 
im Nennwert von 2 DM mit dem Bildnis des Physikers Max 
Planck bestehen aus einer Legierung von 75 Teilen Kupfer und 
25 Teilen Nickel. 

Die beiden neuen Umlaufmünzen zu 2 DM mit dem Kopfbild 
des ersten Bundeskanzlers, Dr. Adenauer, und dem Bildnis des 
ersten Bundespräsidenten, Professor Dr. Heuss, bestehen eben- 
falls aus einer Kupfer-Nickel-Legierung (75 Prozent Kupfer und 
25 Prozent Nickel) und haben — aus Gründen der Automaten- 
sicherheit einen Reinnickelkern. 

Nur die Bundesmünzen im Nennwert von 5 DM (Umlaufmünzen 
und Gedenkmünzen) und die auf Grund des Gesetzes über die 
Ausprägung einer Olympiamünze vom 18. April 1969 ausgegebe- 
nen Bundesmünzen im Nennwert von 10 DM bestehen aus einer 
Legierung von 625 Tausendteilen Feinsilber und 375 Tauaend- 
t eilen Kupfer. 
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18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in einem 
Dr. Althammer Vorschaltgesetz zur kommenden Steuerreform 
(CDU/CSU) auch die Steuerfreibeträge für betriebliche 

Essenskostenzuischüsse wesentlich anzuheben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 21. August 1973 

Zum steuerpflichtigen Arbeitslohn gehören nicht mir die üblichen 
Lohn- und Gehaltsbezüge, sondern auch andere Bezüge und 
Vorteile, die einem Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis zu- 
fließen. Unter diese dem Grunde nach steuerpflichtigen Vorteile 
fallen z. B. auch die Gewährung von unentgeltlichen oder ver- 
billigten Mahlzeiten im Betrieb, die Ausgabe entsprechender 
Essenmarken oder unmittelbare Essenszuschüsse des Arbeitge- 
bers. Die Steuerpflicht ist in den genannten Fällen zu bejahen, 
weil dem Arbeitnehmer durch die Zuwendungen des Arbeitge- 
bers insoweit eigene Aufwendungen für seine Ernährung, die er 
sonst aus seinem versteuerten Einkommen tragen müßte, er- 
spart werden. Allerdings bleibt von den Essenszuschüssen ein 
Betrag von 1,50 DM je Arbeitnehmer und Arbeitstag steuerfrei. 

Wie die Bundesregierung mehrfach, zuletzt in der Antwort auf 
die schriftliche Frage des Herrn Bundestagsabgeordneten Amling 
am 26. Juli 1973 erklärt hat, sprechen gegen eine Erhöhung des 
Essensfreibetrags die folgenden Gründe: 

1. Eine Erhöhung des Freibetrags würde nur denjenigen Arbeit- 
nehmern zugute kommen, die tatsächlich im Betrieb Mahl- 
zeiten erhalten oder einen Zuschuß bekommen. Das ist in 
weiten Bereichen der Wirtschaft aber nicht der Fall. Der 
jetzige Betrag von 1,50 DM pro Tag kommt bei 230 Arbeits- 
tagen einem Jahresfreibetrag von 345 DM gleich; im Falle 
einer Verdoppelung auf 3 DM, wie meist gefordert wird, 
ergäbe sich ein Jahresfreibetrag von 690 DM. Die Erhöhung 
würde daher von allen denjenigen Arbeitnehmern als steuer- 
liche Ungerechtigkeit empfunden werden, die im Betrieb keine 
Mahlzeiten und keinen Zuschuß erhalten. 

2. Eine Erhöhung des Freibetrags wäre auch aus rechtlichen 
Gründen bedenklich, nachdem der Bundesfinanzhof im Urteil 
vom 5. Februar 1965 (Bundessteuerblatt 1965 Teil III S. 302) 
bereits Zweifel an der Rechtsgrundlage für diesen Essens- 
freibetrag geäußert hat. 

3. Eine Erhöhung hätte erhebliche haushaltsmäßige Auswirkun- 
gen. So würde bereits eine Verdoppelung des Essensfreibe- 
trags auf täglich 3 DM nach neueren Berechnungen zu Steuer- 
minder einnahmen von etwa 1 Milliarde DM jährlich führen. 

Aus den vorgenannten Gründen denkt die Bundesregierung zur 
Zeit nicht an eine Erhöhung des Essenkostenfreibetrages. 


19. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


ln seiner Sitzung vom 7. September 1973 hatte 
der Zentralbankrat beschlossen, bei den Kre- 
ditinstituten eine statistische Erhebung nach 
§ 18 des Bundesbankgesetzes über das Ge- 
schäft derjenigen ausländischen Kreditinstitute 
durchzuführen, die sich direkt oder indirekt 
im Mehrheitsbesitz inländischer Kreditinsti- 
tute befinden, hierbei sollten die bis Ende 
Dezember 1972 terminierten Meldungen Auf^ 
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Schluß über die Geschäftsentwicklung der Aus- 
landstöchter und über ihre finanziellen Bezie- 
hungen zu Banken und Kunden in der Bundes- 
republik Deutschland geben; der Erhebungs- 
termin liegt bereits sieben Monate zurück 
und die Bundesbank hat das Ergebnis noch 
nicht veröffentlicht, deshalb frage ich die Bun- 
desregierung, ob ihr das Ergebnis bekannt ist 
und bitte sie, es mir mitzuteilen, bzw. die 
Gründe für die Ablehnung anzugeben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 21. August 1973 

Die Durchführung der von der Deutschen Bundesbank am 30. Ok- 
tober 1972 angeordneten bankstatistischen Erhebungen über die 
Aktiva und Passiva ausländischer Tochtergesellschaften deut- 
scher Kreditinstitute hat sich wegen der Klärung von Fragen des 
Bankgeheimnisses im Ausland um einige Monate verzögert. Die 
Ergebnisse liegen daher erst für wenige Stichtage vor. Diese 
vorläufigen Ergebnisse sind der Bundesregierung bekannt. 

Nach Ansicht der Deutschen Bundesbank ist jedoch der Zeitpunkt 
für eine Veröffentlichung der Erhebungsergebnisse noch nicht 
gekommen. Die Bundesbank geht davon aus, daß eine Veröffent- 
lichung erst dann in Erwägung gezogen werden kann, wenn 
sie nach einer gewissen Anlauffrist in der Lage ist, die Ergeb- 
nisse richtig zu interpretieren. Sie hat sich die Entscheidung über 
die Veröffentlichung gemäß § 18 des Bundesbankgesetzes Vor- 
behalten. 


20. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach die Bundesre- 
Biehle gierung die Mineralölsteuer u, a. deswegen 

(CDU/CSU) erhöht hat, weil sie damit eine Drosselung 

des Verkehrs beabsichtigt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 22. August 1973 

Die Mineralölsteuer ist erhöht worden, um den Haushalt kon- 
junkturgerecht durch Steuereinnahmen statt durch Kreditauf- 
nahme zu finanzieren und um Mittel abzuschöpfen, die andern- 
falls die Nachfrage erhöhen würden. Diese Steuererhöhung ist 
auch vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung ausdrücklich als konjunkturdämp- 
fende Maßnahme empfohlen worden. 


21. Abgeordneter Werden sämtliche Mehreinnahmen der Mine- 
Biehle ralölsteuererhöhung voll für den Straßenbau 

(CDU/CSU) zweckgebunden verwendet, bzw. welche ande- 

ren Haushaltstitel werden damit 1973 noch 
bedacht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 22. August 1973 

Die Verwendung der Mehreinnahmen aus der Mineralölsteuer- 
erhöhung ist durch § 22 des Haushaltsgesetzes 1973 geregelt. 
Danach ist das nach Artikel 1 des Straß enbauf in anzierungsgeset- 
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zes und nach Artikel 3 des Verkehrsfinanzgesetzes 1971 für 
Zwecke des Straßenwesens gebundene Aufkommen an Mineral- 
ölsteuer im Haushaltsjahr 1973 auch für sonstige verkehrspoli- 
tische Zwecke im Bereich des Bundesministers für Verkehr zu 
verwenden. 


22. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Wieviel und welche Gesetze, Verordnungen 
usw., die die Finanzen der Landkreise, Städte 
und Gemeinden betroffen haben, wurden durch 
den Bund (Regierung, Bundestag usw.) in den 
Jahren 1969 mit 1972 erlassen, und welche 
Kosten verursachten sie im einzelnen? 


23. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Welche Kosten entfielen von diesen Gesetzen 
und Verordnungen jeweils im einzelnen auf 
die Kommunen (Landkreise, Städte und Ge- 
meinden) im genannten Zeitraum (1969 mit 
1972)? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Hennsdorf 
vom 28. August 1973 

Eine Übersicht über die Gesetze, Verordnungen und sonstige 
Maßnahmen, die der Bund in den Jahren 1969 bis 1972 erlassen 
hat und durch die die Finanzen der Gemeinden betroffen sind, 
und über die Höhe der dadurch den Gemeinden entstandenen 
Kosten kann ich Ihnen nicht zur Verfügung stellen, da entspre- 
chendes Informationsmaterial für diesen Zeitraum nicht vorliegt. 

über die dem Deutschen Bundestag und Bundesrat z. Z. vor- 
liegenden finanzwirksamen Gesetzentwürfe und Anträge mit 
Auswirkungen auf die Haushalte der Gemeinden hat mein Haus 
in der Vorlage vom 6. August 1973 — II A 1 — H 1416 — 1/73 — 
an den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages, die auch 
den Fraktionen zugegangen ist, berichtet. Die Übersicht enthält 
erstmalig auch Vorhaben, die sich ausschließlich auf die Haus- 
halte der Gemeinden auswirken. 

Das vom Bundeskanzleramt gemeinsam mit den Planungsbeauf- 
tragten der Bundesministerien in der letzten Legislaturperiode 
aufgebaute Informationssystem zur Erfassung der Gesetze, Ver- 
ordnungen und sonstigen Vorhaben der Bundesregierung und 
der damit verbundenen Kosten ist inzwischen in der Richtung 
ausgebaut, daß daraus in Zukunft Erkenntnisse über wesentliche 
direkte Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben der 
Gemeinden abgeleitet werden können. 

Eine vollständige Übersicht über alle, auch die indirekten finan- 
ziellen Auswirkungen kann aus diesen Erhebungen nicht ge- 
wonnen werden. Eine solche Übersicht würde eine mit hohem 
Verwaltungsaufwand verbundene Sondererhebung erforderlich 
machen. 

Die Finanzausistattung der Gemeinden wird unter Berücksichti- 
gung aller ihrer Einnahmen und Ausgaben, die laufend in der 
Jahresrechnungsstatistik über die kommunalen Finanzen ver- 
öffentlicht werden, von Bund und Ländern im Rahmen der ge- 
samtwirtschaftlichen und stabilitätspolitischen Erfordernisse 
insgesamt sichergestellt. 


17 




Drucksache 7/1011 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


24. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung sich bewußt, daß in 
bestimmten Grenzgebieten der Bundesrepublik 
Deutschland — etwa im deutsch-luxemburgi- 
schen und deutsch-belgischen Grenzbereich — 
für die von der Aufwertung der Deutschen 
Mark betroffenen Arbeitnehmer auf deutschem 
Staatsgebiet Arbeitsplätze in ausreichender 
Zahl nicht zur Verfügung stehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 24. August 1973 

In den westlichen Grenzgebieten der Bundesrepublik Deutsch- 
land, insbesondere im deutsch-luxemburgischen und deutsch- 
belgischen Grenzbereich, ist ein Mangel an Arbeitsplätzen nicht 
festzustellen. Nach neuestem Stand beträgt die Zahl der Arbeits- 
losen z. B. in den Bezirken der Arbeitsämter Trier und Saar- 
louis 1434 bzw. 1347 gegenüber der Zahl der offenen Stellen von 
2927 bzw. 1737. Die Arbeitsmarktsituation ist demnach dort nicht 
wesentlich anders als im Bundesdurchschnitt. Kennzeichnend 
dafür ist, daß auch ausländische Arbeitnehmer beschäftigt wer- 
den. 

Es kann daher allenfalls in Einzelfällen Vorkommen, daß Aus- 
pendler, die sich zur Aufnahme einer Beschäftigung im deutsdien 
Staatsgebiet entschließen, keinen geeigneten Arbeitsplatz finden. 
Hierbei handelt es sich jedoch nicht um eine Besonderheit grenz- 
naher Gebiete. Auch die Möglichkeiten eines Arbeitsplatz- 
wechsels innerhalb verschiedener Regionen des Inlands sind in 
Einzelfällen begrenzt. 

Im übrigen wird in grenznahen Gebieten durch staatliche Förde- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur auch für eine günstige 
Arbeitsplatzsituation Sorge getragen. 


25. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung unter diesen Um- 
ständen die Auffassung, daß besonders für 
die Arbeitnehmer in den erwähnten wirt- 
schaftsschwachen Räumen ein Ausgleich für 
den durch die Aufwertung entstandenen Ein- 
kommensverlust geschaffen werden müßte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 24. August 1973 

Um die Einkommenslage der im Ausland tätigen Arbeitnehmer 
zutreffend beurteilen zu können, müssen Wechselkurs- und Lohn- 
entwicklung zusammen betrachtet werden. Nach den letztverfüg- 
baren Statistiken der OECD steigen die Industrielöhne in unse- 
ren westlichen Nachbarländern rascher als in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Dieser Lohnvorsprung der im Ausland tätigen Arbeitnehmer ist 
allerdings geringer als die Auswirkungen der Aufwertungen der 
D-Mark um 3 v. H. im März und 5,5 v. H. im Juni d. J. In 
D-Mark umgerechnet sind die Einkommen dieses Personen- 
kreises daher in letzter Zeit langsamer gestiegen als die der 
inländischen Arbeitnehmer. Ebensowenig aber wie in früheren 
Jahren Kaufkraftvorteile der Grenzgänger abges.chöpft wurden, 
kann ihnen nunmehr ein Ausgleich für relative Kaufkraftverluste 
gewährt werden. 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drudesache 7/1011 


Die Bundesregierung hatte zwar 1969 anläßlich der Wechselkurs- 
änderungen im Verhältnis zum französischen Franc für eine 
bestimmte Gruppe von Grenzgängern eine einmalige Über- 
brückungshilfe geleistet, weil durch gleichzeitige Aufwertung der 
D-Mark und Abwertung des Franc abrupte, besonders belastende 
Wechselkursverluste von über 20 v. H. eingetreten waren. Der- 
artiges bat sich seitdem nicht wiederholt. 


26. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den im westlichen Grenzland woihnen- 
den und in den westlichen Nachbarländern 
arbeitenden deutschen Bürgern einen Aus- 
gleich für die erheblichen Einkommensver- 
luste zu bieten, die durch die erneute Auf- 
wertung der Deutschen Mark wieder entstan- 
den sind? 


27. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der betreffende Personenkreis von der letzten 
Aufwertung härter betroffen wurde als von 
früheren Paritätsänderungen, weil schon vor 
der letzten Aufwertung von einer höheren 
Kaufkraft der DM gegenüber den Währungen 
der westlichen Nachbarländer keine Rede 
mehr sein konnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 24. August 1973 

Um die Einkommenslage der im Ausland tätigen Arbeitnehmer 
zutreffend beurteilen zu können, müssen Wechselkurs- und Lohn- 
entwicklung zusammen betrachtet werden. Nach den letztverfüg- 
baren Statistiken der OECD s,teigen die Industrielöhne in unse- 
ren westlichen Nachbarländern rascher als in der Bundesrepublik 
Deutschländ. 

Dieser Lohnvorsprung der im Ausland tätigen Arbeitnehmer ist 
allerdings geringer als die Auswirkungen der Aufwertungen der 
D-Mark um 3 v. H. im März und 5,5 v. H. im Juni d. J. In D-Mark 
umgerechnet sind die Einkommen dieses Personenkreises. daher 
in letzter Zeit langsamer gestiegen als die der inländischen 
Arbeitnehmer. Ebensowenig aber, wie in früheren Jahren Kauf- 
kraftvorteile der Grenzgänger abgeschöpft wurden, kann ihnen 
nunmehr ein Ausgleich für relative Kaufkraftverluste gewährt 
werden. 

Die Bundesregierung hatte zwar 1969 anläßlich der Wechselkurs- 
änderungen im Verhältnis zum französischen Franc für eine be- 
stimmte Gruppe von Grenzgängern eine einmalige überbrük- 
kungshilfe geleistet, weil durch gleichzeitige Aufwertung der 
D-Mark und Abwertung des Franc abrupte, besonders belastende 
Wechselkursverluste von über 20 v. H. eingetreten waren. Der- 
artiges hat sich seitdem nicht wiederholt. 


28. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung die not- 
wendige Anpassung der sozialen Steuerfrei- 
beträge erst im Jahr 1976 verwirklichen will, 
und wenn ja, hat die Planung womöglich mit 
dem Termin der nächsten Wahl etwas zu tun? 
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Antwort des Parlamentaiisdien Staatssekretärs Porzner 
vom 27. August 1973 


Die Bundesregierung wird die noch ausstehenden Gesetzent- 
würfe znr Steuerreform noch in diesem Jahr beschließen und 
den gesetzgebenden Körperschaften vorlegen. Etem Gesetzgeber 
wird dann das Gesamtpaket zur Steuerreform für seine Bera- 
tungen zur Verfügung stehen/ 


Die kO'njimkturelle Entwicklung in diesem Jahr machte drasti- 
sche Staibilitätsmaßnahmen auch steuerlicher Art erforderlich, 
denen alle Parteien zugestimmt haben. Sobald das Stabilitäts- 
programm der Bundesregierung wirkscim wird, werden zur Festi- 
gung der konjunkturellen Lage steuerliche Maßnahmen in Be- 
tracht kommen können, die die Einkommen- und Lohnsteuer 
mildern. Da die Bundesregierung davon ausgeht, daß ihr Stabi- 
litätsprogramm vor dem in Aussicht genommenen Termin für das 
Inkrafttreten der Steuerreform wirksam werden wird, werden 
bestimmte steuerliche Maßnahmen unter Umständen vor dem 
1. Januar 1976 getroffen werden können. 

Ein Zusammenhang zwischen diesen Überlegungen und „der 
nächsten Wahl", die am 3. März 1974 in Hamburg durchgeführt 
wird, ist mir nicht ersichtlich. 


29. Abgeordneter 
Sdimidhuber 
(CDU/CSU) 


Welcher Paketzuschlag auf den gegenwärtigen 
Börsenkurs ergibt sich bei dem Angebot der 
Bundesregierung, die im Besitz der RWE AG 
befindlichen Aktien der Gelsenkirchner Berg- 
werks AG zum Einstandspreis plus Zinsen 
zu übernehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 3. September 1973 


Im Rahmen des Energieprogramms strebt die Bundesregierung 
eine Neugruppierung der deutschen Mineralölinteressen an. In 
diesem Zusammenhang sind auch Gespräche über die künftige 
Zuordnung der Gelsenberg^Beteiligung des RWE geführt wor- 
den. Ein Preisangebot ist angesichts des derzeitigen Verhand- 
lungsstadiums noch nicht abgegeben worden. 


30. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Waren die Äußerungen des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bimdesminister der Fi- 
nanzen zu § 7 b des Einkommensteuergesetzes, 
der zur Bekämpfung der Inflation derzeit 
suspendiert ist, geeignet, die Erreichung des 
mit dieser Maßnahme angestrebten Ziels zu 
beeinträchtigen, und beabsichtigt die Bundes- 
regierung, diese Vorschrift zum vorgesehe- 
nen Zeitpunkt — unverändert cxier mit wel- 
chem Inhalt sonst — wieder in Kraft treten zu 
lassen? 
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Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Porzner 
vom 30. August 1973 

Die derzeitige Aussetzung des § 7 b EStG entbindet die Bundes- 
regierung nicht von ihrer Pflicht zu prüfen, ob diese Steuerver- 
günstigung verbessert werden kann. Innerhalb der Bundesregie- 
rung werden deshalb z. Z. Überlegungen angestellt, ob und gege- 
benenfalls wie die steuerliche Förderung der Errichtung von Ein- 
familienhäusern, Zweifamilienhäusern und Eigentumswohnungen 
sozial gerechter gestaltet werden kann. 

Diese Überlegungen sind noch nicht abgeschlossen. Es kaim je- 
doch davon ausgegangen werden, daß der Bau der erwähnten 
Gebäude und Eigentumswohnungen nach Ablauf des Ausset- 
zungszeitraums wieder steuerlich begünstigt sein wird. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß Überlegungen 
zur Verbesserung des § 7 b EStG die Erreichung des mit der 
Aussetzung dieser Vorschrift angestrebten Ziels beeinträchtigen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


31. Abgeordneter Trifft es zu, daß etwa 40 bundesdeutsche Un- 
Hansen ternehmen mit dem rhodesischen Regime Ge- 

(SPD) schäfte machen, und die Bundesregierung ent- 

sprechenden Hinweisen weder nachgeht noch 
bei nachweislichem Vergehen Bußgelder ver- 
hängt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 17. August 1973 

Der Wirtschaftsverkehr mit Südrhodesien beschränkt sich auf die 
Ausfuhr von medizinischen Versorgungsgütern und Waren zu 
Lehr- und Lernzwecken sowie auf die Einfuhr einiger weniger 
Güter zur Abwicklung von Alt-Verträgen. 

Pressemeldungen, nach denen fremde Regierungen Listen führen, 
in denen 40 bundesdeutsche Unternehmen aufgeführt seien, die 
regelmäßig mit Südrhodesien Geschäfte machen, konnten nicht 
bestätigt werden. Möglicherweise handelt es sich um eine Ver- 
wechselung mit den Zusammenstellungen des Sanktionskomitees 
der Vereinten Nationen, die alle Fälle enthalten, mit denen sich 
der Ausschuß befaßt hat, also auch diejenigen, in denen kein 
Nachweis für Geschäfte mit Südrhodesien geführt werden 
konnte. 

Hinweise auf Umgehungen des Südrhodesien-Boykotts, wie sie 
der Bundesregierung insbesondere von dem oben genannten 
Komitee zugehen, werden in jedem Einzelfall verfolgt. Dies 
geschieht durch Außenwirtschaftsprüfungen der Oberfinanzdirek- 
tionen. Es trifft nicht zu, daß nachgewiesene Vergehen nicht ge- 
ahndet werden. Erst kürzlich ist gegen einen deutschen Importeur 
wegen ungenehmigter Einfuhr südrhodesischer Ware eine Geld- 
buße verhängt worden. 
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32. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Hansen rung zu ergreifen, um zukünftigen Boykott- 

(SPD) Brechern wirksam zu begegnen und sich nicht 

der Gefahr auszusetzen, daß sich afrikanische 
Staaten gegen die Aufnahme der Bundesrepu- 
blik Deutschland in die UNO aussprechen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 17. August 1973 

Die Bundesregierung hat alle rechtlichen und administrativen 
Maßnahmen ergriffen, um die vom VN-Sicherheilsrat gegen Süd- 
rhodesien verhängten Sanktionen durchzuführen. Die entspre- 
chenden Vorschriften der Außenwirtschaftsverordnung haben 
sich bisher als ausreichend erwiesen. Unsere Außenhandels- 
statistik weist seit 1968 einen ständigen Rückgang des deaitsch- 
südrhodesischen Handels auf, der schließlich fast ganz zum Erlie- 
gen gekommen ist. 

Die Bundesregierung überprüft darüber hinaus — unter Beach- 
tung der Vorschläge und Empfehlungen der Vereinten Natio- 
nen — die von ihr getroffenen Maßnahmen ständig auf ihre 
Effektivität. 

Da sich die Bundesrepublik Deutschland bereits als Nichtmit- 
glied der Vereinten Nationen den Sanktionsbeschlüssen des 
Sicherheitsrats angeschlossen hat und zu den Staaten gehört, die 
jedem Verdachtshinweis des Sanktionskomitees nachgehen und 
in angemessener Frist über die Ergebnisse der Prüfungen berich- 
ten, glaubt die Bundesregierung nicht, daß sich afrikanische 
Staaten aus Gründen, die mit dem Südrhodesien-Problem Zusam- 
menhängen, gegen die Aufnahme der Bundesrepublik Deutsch- 
land in die UNO aussprechen werden. 


Wie beurteilt die Bundesregierung Berichte 
des Nachrichtenmagazins „Der Spiegel", nach 
denen deutsche Firmen ständig den von der 
UNO verhängten Boykott gegen Rhodesien 
mißachten, und welche Maßnahmen will die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
ergreifen, um zu verhindern, daß die Bundes- 
republik Deutschland noch vor ihrer Aufnahme 
in die UNO als ein Staat erscheint, der nicht 
bereit ist, Maßnahmen der UNO gegen den 
Rassismus vollinhaltlich und wirksam zu un- 
terstützen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 30. August 1973 

Die von Ihnen erwähnten Pressemeldungen enthalten die Be- 
hauptung, die Bundesregierung lasse die deutsche Wirtschaft 
mit Südrhodesien ungestört Handel treiben hnd gehe den Hin- 
weisen auf Verletzung des Südrhodesien-Embargos nicht nach. 
Dem tritt die Bundesregierung entschieden entgegen. 

Die Bundesregierung hat schon vor längerer Zeit alle rechtlichen 
und administrativen Maßnahmen ergriffen, um die vom VN- 
Sicherheitsrat gegen Südrhodesien verhängten Sanktionen durch- 
zuführen. Sie überprüft diese Maßnahmen — unter Beobachtung 
der Vorschläge und Empfehlungen der Vereinten Nationen — 



22 




Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1011 


immer wieder auf ihre Wirksamkeit. Außenwirts.diafts Vorgänge, 
bei denen der Verdacht eines Verstoßes gegen die Sanktions- 
vorschrift besteht, werden in jedem Einzelfall verfolgt und, vrenn 
der Verstoß erwiesen ist, geahndet. Insbesondere geht die Bun- 
desregierung allen Hinweisen des Sanktionsaussdiusses der 
Vereinten Nationen nach. 

Für die Behauptung, daß fremde Regierungen Listen führten, in 
denen u. a. 40 deutsche Unternehmen aufgeführt seien, die regel- 
mäßig mit Südrhodesien Geschäfte trieben, konnte keine Bestäti- 
gung gefunden werden. Möglicherweise handelt es sich dabei 
um eine Verwechselung mit den Zusammenstellungen des Sank- 
tionsausschusses der Vereinten Nationen, die alle Fälle enthal- 
ten, mit denen sich der Ausschuß befaßt hat, also auch diejenigen, 
in denen kein Nachweis für Geschäfte mit Südrhodesien geführt 
werden konnte. 

Die Bundesregierung hat sich bereits als Nichtmitglied der Ver- 
einten Nationen den Sanktionsbeschlüssen des Sicherheitsrates 
gegen Südrhodesien angeschlossen. Sie arbeitet auf diesem Ge- 
biet seit Jahren mit den Vereinten Nationen zusammen und ist 
daher überzeugt, daß ihre Haltung in der Südrhodesien-Frage 
von den Vereinten Nationen richtig gesehen und gewürdigt wird. 


34. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Jens rung, um die neu in Kraft getretenen Vor- 

(SPD) Schriften über die Preisauszeichnungspflicht 

der Einzelhändler in Zukunft besser als bisher 
zu kontrollieren? 


35. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung möglicher- 
weise eine Aufklärungsaktion der Verbrau- 
cher, um auch ihnen die Möglichkeit einzuräu- 
men, festgestellte Mängel bei der Preisaus- 
zeichnung der zuständigen Behörde anzuzei- 
gen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Friderichs 
vom 24. August 1973 

Die Bundesregierung mißt einer korrekten Preisauszeichnung 
große Bedeutung bei, denn die Gewährleistung optimaler Preis- 
vergleichsmoglichkeiten ist eine wesentliche Voraussetzung für 
das Funktionieren unserer marktwirtschaftlichen Ordnung. Nur 
der informierte Verbraucher ist in der Lage, dem günstigsten 
Angebot den Vorzug zu geben und damit zugleich einen Beitrag 
zur Dämpfung des Preisauftriebs zu leisten. Leider wird gegen 
die Vorschriften der Verordnung über Preisangaben vom 10. Mai 
1973 (BGBl. I S. 461) immer noch in erheblichem Umfang ver- 
stoßen. Die Bundesregierung hat daher die für den Vollzug der 
Verordnung zuständigen Länderwirtschaftsministerien gebeten, 
die Überwachung zu intensivieren. Dies ist bei der Personal- 
knappheit der Gemeinden und Kreise nicht immer einfach. Es 
wäre deshalb zu begrüßen, wenn die Verbraucher die Vollzugs- 
behörden durch Hinweise auf Verstöße in ihrer Arbeit unter- 
stützen würden. 
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Die Durdisetzung einer ordnungsgemäßen Preisauszeichnung 
sollte jedoch nicht allein auf die Mittel staatlicher Macht bauen. 
Wichtig ist es auch, bei den zur Preisauszeichnung Verpflichteten 
die Einsicht zu fördern, daß eine korrekte Preisauszeichnung 
nicht nur im Interesse des Verbrauchers liegt, sondern auch im 
Interesse jedes um zufriedene Kunden bemühten Geschäfts- 
mannes. 

Die Bundesregierung ist in der Vergangenheit stets bemüht 
gewesen, Verbraucher und Verpflichtete nach Kräften über ihre 
Rechte und Pflichten aufzuklären. Sie hat hierzu die verschie- 
densten Mittel eingesetzt. 

Die amtliche Begründung zur Verordnung über Preisangaben 
ist im Bundesanzeiger vom 24. Mai 1973 (BAnz. Nr. 97) veröffent- 
licht worden, bei Erlaß der Verordnung wurde eine Pressekon- 
ferenz abgehalten, das Bundespresse- und Informationsamt hat 
zwei Abhandlungen über die neue Verordnung herausgegeben 
und das Bundesministerium für Wirtschaft hat in zahlreichen 
Fernseh- und Rundfunksendungen aufklärend gewirkt. Eine wei- 
tere Aktivität zur Unterrichtung der Öffentlichkeit lag in der 
ständigen engen Zusammenarbeit des Bundesminist er iums für 
Wirtschaft mit den Verbraucherorganisationen. 

Die Bundesregierung wird im Interesse aller Beteiligten auch 
weiterhin bei der Verbesserung der Preistransparenz aktiv blei- 
ben. 


36. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Bis wann kann damit gerechnet werden, daß 
die im bayerischen Landesentwicklungspro- 
gramm als Mittelzentrum ausgewiesenen 
Städte im Rahmenplan der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" als überregionale Schwer- 
punkte anerkannt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 30. August 1973 

Im Rahmen der für den Herbst d. J. vorgesehenen Überprüfung 
der regionalen Wirtschaftsförderung wird es auch um die Aus- 
wahl der Schwerpimktorte gehen. Dabei finden — wie bisher — 
die Überlegungen der Raumordnung und Landesplanung hinsicht- 
lich der zentralen Orte Berücksichtigung. Im Vordergrund stehen 
jedoch die regionalwirtschaftspolitischen Belange der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur", so daß von einer automatischen Übernahme der in Lande s- 
entwickkingsprogrammen ausgewiesenen zentralen Orte be- 
stimmter Stufen nicht ausgegangen werden kann. 


37. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist es zulässig, daß die Stadt Braunschweig in 
einem Inserat in der Zeitung „Die Welt" (Aus- 
gabe vom 30. Mai 1973) Förderpräferenzen für 
die Industrie anbietet, die weit über die 
Höchstsätze des zweiten Rahmenplans der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Regio- 
nalen Wirtschafts Struktur" hinausgehen (25®/o 
Förderpräferenz, 5®/o Darlehen, Landesbürg- 
schaften)? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 30. August 1973 

Die im Rahmenplan für die einzelnen Schwerpunktorte festgeleg- 
ten Förderungspräferenzen stellen die jeweilige Obergrenze dar, 
die nicht überschritten werden darf. Daher ist das Wirtschafts- 
ministerium des Landes Niedersachsen bereits um Mitteilung 
gebeten worden, ob und inwieweit die von der Stadt Braun- 
schweig in Aussicht gestellten „5^/o-Darlehen" und Landesbgrg- 
schaften den Tatsachen entsprechen, aus welchen Mitteln sie 
gewährt werden und ob sie zu einer Überschreitung des für 
Braunschweig festgelegten Subventionshöchstwerts von 25®/o 
führen, über das Ergebnis der Prüfung werde ich Sie zur gege- 
benen Zeit gern unterrichten. 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
unerträglichen Zustände auf den Hauptreise- 
straßen an Freitagen und Samstagen nach dem 
jeweiligen Ferienbeginn dadurch verbessert 
werden könnten, wenn in den Urlaubsorten 
die Buchungen nicht überwiegend von Samstag 
zu Samstag erfolgen würden, und — wenn 
ja — welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, in diesem Sinn auf Reiseveranstal- 
ter einzuwirken? 

Antwort des Bundesministers Dr. Friderichs 
vom 3. September 1973 

Die Bundesregierung hat die Reiseveranstalter wiederholt und 
mit Erfolg gebeten, das ihnen Mögliche zu tun, um unerträgliche 
Verkehrsballungen im Urlaubsreiseverkehr an den Wochen- 
enden vermeiden zu helfen. Tatsächlich beginnen die typischen 
Veranstalterreisen, das sind Bus- und Charterflugreisen sowie 
ein großer Teil der Bahnreisen, zur Hälfte an den Wochentagen 
Montag bis Donnerstag. Auch insgesamt verteilen sich die Ab- 
reisen der deutschen Urlauber recht breit gestreut auf alle Wo- 
chentage. Einzelheiten hierzu hat die Bundesregierung in der 
Antwort auf drei Fragen des Herrn Abgeordneten Dr. Carl- 
Ludwig Wagner (Trier) zur Fragestunde des Monats August 1972 
mitgeteilt — Drucksache Vl/3816 (Seiten 41 bis 43). 

Danach liegen die Ursachen für die Zusammenballung der Reise- 
termine und für die Verkehrsschwierigkeiten auf den Straßen 
nach Schulferienbeginn überwiegend bei den Urlaubern, die ihren 
eigenen Wagen für die Reise benutzen und den Termin der Ab- 
fahrt und Rückkehr selbst bestimmen. Die Bundesregierung wird 
— wie schon in den vergangenen Jahren — immer wieder mit 
Nachdruck diesen Urlaubern die Nachteile der Wochenendbal- 
lungen verständlich zu machen suchen, um möglichst viele von 
ihnen zur Wahl eines anderen Abreisetages zu bewegen. 


38. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


39. Abgeordneter 

Handlos 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 
Grund der gegenwärtigen Konjunkturpolitik in 
den bayerischen Grenzgebieten für 1973/1974 
hohe Arbeitslosenquoten, verbunden mit Kon- 
kursen, zu erwarten sind, und wenn ja, was 
gedenkt die Bundesregierung gegen die er- 
neute Benachteiligung der Grenzgebiete zu un- 
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ternehmen, nachdem jede Konjunkturabschwä- 
chung das Grenzland zuerst trifft und jeder 
Konjunkturaufschwung das Grenzland zuletzt 
erreicht? 

Antwort des Bundesministers Dr. Friderichs 
vom 3. September 1973 

Der Bundesregierung sind keine Anzeichen bekannt, daß auf- 
grund der Stabilitätspolitik in den bayerischen Grenzgebieten 
für 1973/1974 unangemessen hohe Arbeitslosenquoten und eine 
besorgniserregende Entwicklung der Konkurse von Unterneh- 
men zu erwarten sind. Die eingeleitete Bekämpfung des Preis- 
auftriebs durch Maßnahmen zur Reduzierung der gesamtwirt- 
schaftlichen Nachfrage beginnt bereits zu wirken; der Erfolg der 
StabilisierungspoLitik kommt auch den Grenzgebieten zugute. 
Diese Gebiete kommen außerdem nach wie vor in den Genuß 
der Fördermaßnahmen der regionalen Wirtschaftspolitik, die 
durch das Stabilitätsprogramm insgesamt nicht über Gebühr 
berührt werden. 


40. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Rechnet die Bundesregierung in absehbarer 
Zeit mit Versorgungsschwierigkeiten auf dem 
deutschen Mineralölmarkt, wenn ja, in wel- 
chen Bereichen und in welchem Umfang, und 
was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
tun? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 31. August 1973 

Die Bundesregierung rechnet in absehbarer Zeit nicht mit ernst- 
haften Versorgungsschwierigkeiten auf dem deutschen Mineral- 
ölmarkt. Die weltweite Anspannung auf dem Benzin- und Heizöl- 
markt, besonders im 2. Quartal dieses Jahrs, hat sich inzwischen 
gelockert. Die mengenmäßige Versorgung der Bundesrepublik 
Deutschland war dabei nie gefährdet, wenn auch beträchtliche 
— teilweise bereits wieder abgebaute — Preissteigerungen zu 
beobachten waren. Andererseits sind kurzfristige Störungen der 
Versorgung durch Anspannungen auf dem internationalen Mine- 
ralölmarkt, von denen naturgemäß auch di^. Bundesrepublik 
Deutschland mitbetroffen werden könnte, nicht auszuschließen. 
Diesen Risiken soll durch Maßnahmen der Bevorratung und durch 
einen besonderen Krisenmechanismus Rechnung getragen wer- 
den. 

Zur Sicherung der langfristigen Versorgung hält die Bundesre- 
gierung eine verstärkte internationale Zusammenarbeit, die 
Neugruppierung der deutschen Mineralölinteressen und eine 
Fortführung des DEMINIX-Programms für erforderlich. Ausführ- 
liche Erläuterungen zu den einzelnen Maßnahmen enthält das 
Energieprogramm der Bundesregierung. 


41. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die gegenwärtigen Rohölreser- 
ven in der Bundesrepublik Deutschland, und 
beabsichtigt die Bundesregierung, die Anlage 
von Rohölreserven gesetzlich vorzuschreiben, 
wenn ja, in welchem Umfang? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 31. August 1973 

Entscheidend für die Sicherheit der Mineralölversorgung sind 
neben den Rohölvorräten die Bestände an Mineralölerzeugnis- 
sen. Die Mineralölvorräte der vorratspflichliigen Unternehmen in 
der Bundesrepublik Deutschland betragen z. Z. rund 22,25 Mil- 
lionen t, davon rund 8,8 Millionen t Rohöl und Halbfertiger- 
zeugnisse. 

Eine gesetzliche Pflicht zur Vorratshaltung besteht in der Bundes- 
republik Deutschland bereits seit dem 1. Januar 1966 nach dem 
Gesetz über Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen — Mineralöl- 
bavorratungsgesetz — vom 9. September 1965 (Bunde sgesetzbl. I 
S. 1217). Danach haben die Hersteller und Importeure der wich- 
tigen Mineralölerzeugnisse Vorräte in Höhe von 65 Tagen ihrer 
Vorjahresproduktion bzw. 45 Tagen ihres Vorjahresimportes zu 
halten. Die Pflichtvorräte betragen z. Z. 16,2 Millionen t, sie sind 
in den oben angegebenen Gesamtvorräten enthalten. Die Vor- 
ratspflicht ist grundsätzlich mit Fertigerzeugnissen zu erfüllen. 
Ersatzweise kann jedoch auch Rohöl eingelagert werden, das 
nach einem bestimmten Anrechnungsschlüssel bis zu rund 80Vo 
auf die vorratspflichtigen Erzeugnisse angerechnet wird. 

Die Bundesregierung will diese gesetzlich vorgeschriebene Vor- 
ratspflicht erhöhen und hat zu diesem Zweck dem Deutschen Bun- 
destag am 21. August 1973 einen Gesetzentwurf zugeleitet, der 
die Erhöhung der Vorratspflicht zum 1. Januar 1975 auf 90 Tage 
der Vorjahresproduktion bzw. 70 Tage des Vorjahresimportes 
vorsieht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 


Hält die Bundesregierung die umfangreichen 
Monatsmeldungen des Getreidegroßhandels, 
des Getreidelandhandels, der landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften, der Importeure und 
Exporteure, Mehlgroßhändler und Bäckerei- 
einkaufsgenossenschaften It. Getreidegesetz 
vom 24. November 1951 in dem bisherigen 
Rahmen nach wie vor für erforderlich, und 
sind hierfür aufgewandte finanzielle Mittel, 
insbesondere die Personalkosten, vertretbar? 

Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 16. August 1973 

Die Meldungen der Handelsbetriebe der Getreidewirtschaft die- 
nen als Teila/usschnitt zusammen mit den Angaben aus den 
Verarbeitungbetrieben und der Landwirtschaft dazu, der Bundes- 
regierung, den Länderregierungen sowie der Wirtschaft selbst 
einen laufenden Überblick über die Marktsituation zu geben. 
Außerdem ist die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet, der 
EG-Kommission in Brüssel umfangreiche und differenzierte Mel- 
dungen über die Getreidewirtschaft zu erstatten, die zur Durch- 
führung der gemeinsamen Marktorganisationen benötigt und in 
denen auch die angesprochenen Meldungen verwendet werden. 


42. Abgeordneter 
Braun 

(CDU/CSU) 
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Es ist Ihnen sicherlich bekannt, daß nur über die Einzelangaben 
der Betriebe isich zusammengefaßte, aussagefähige Angaben zur 
Marktsituation machen lassen. Leider gibt es immer Betriebe und 
Wirtschaftszweige, die zwar über die Gesamtsituation am Markt 
unterrichtet werden wollen, aber allzu gern eine eigene Mitar- 
beit ausschließen möchten, wie es sich im vorliegenden Fall ab- 
zeichnet. 

Angesichts der aiuf dem Getreidesektor für einen reibungslosen 
Marktablauf in der EG eingesetzten Beträge, die auch auf den 
Geschäftsablauf in den von Ihnen genannten Handelsbetrieben 
ausstrahlen, sind die für diese Meldungen aufgewendeten relativ 
niedrigen Kosten durchaus vertretbar. Eine Ausnahmeregelung 
würde eine Fülle von Einsprüchen nach sich ziehen und damit 
das gesamte Meldewesen zerstören. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

Teilt die Bundesjegierung die Auffassung der 
Sachverständigenkommission zur Weiterent- 
wicklung der sozialen Krankenversicherung 
beim Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung, daß eine Krankenversicherungspflicht 
für Studenten mit Wahlmöglichkeit nur unter 
den Trägern der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung eingeführt werden soll? 

Wenn ja, welchen Termin für die Einführung 
der studentischen Krankenversicherungspflicht 
strebt die Bundesregierung an, und welche 
Gründe sind für sie maßgebend, den Studen- 
ten die Möglichkeit zu verwehren, ihrer Kran- 
kenversicherung spf licht auch durch Abschluß 
von auf der Leistungsseite gleichwertigen, 
aber u. U. kostengünstigeren Versicherungs- 
verträgen bei privaten Krankenversicherungs- 
unternehmen zu genügen? 

Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 16. August 1973 

Die Sachverständigenkommission zur Weiterentwicklung der 
sozialen Krankenversicherung hat eine Empfehlung für eine 
Krankenversicherung von Personen in Ausbildung zum Beruf 
vorgelegt. Sie geht in dieser Empfehlung davon aus, daß die 
eingeschriebenen Studierenden an Hochschulen einschließlich 
der Fachhochschulen als Pflichtversicherte in die gesetzliche 
Krankenversicherung einbezogen werden sollten. Dabei soll der 
Berechtigte grundsätzlich die Wahl zwischen den bestehenden 
Trägern der gesetzlichen Krankenversicherung haben. Darüber 
hinaus soll vorgesehen werden, daß bei Bestehen einer privaten 
Krankenversicherung, aus der Leistungen gewährt werden, die 
den Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung entspre- 
chen (Krankheitskostenvollversicherung), sich der Stoidierende 
von der Versicherungspf licht befreien lassen kann. Der Gesamt- 
wortlaut der Empfehlung ist in den „Sozialpolitischen Informa- 
tionen" des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
vom 29. September 1972 (Jahrgang VI/29) veröffentlicht. 

Ich werde diese Empfehlung in meine Überlegungen zur Weiter- 
entwicklung der sozialen Krankenversicherung einbeziehen. 


43. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 


44. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 
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45. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutschland-Stiftung e. V. 

Kater mit Schreiben vom 27. Juni 1973 Unterneh- 

(SPD) mensleistungen „auf Anregung führender Per- 

sönlichkeiten der CDU" angeschrieben hat, um 
diese als fördernde Mitglieder bzw. als Inse- 
renten oder als Spender — gegen steuerbe- 
freiende Spendenquittungen — zu gewinnen, 
gegebenenfalls hält die Bundesregierung die 
in dem Anschreiben vom 27. Juni 1973 der 
Deutschland-Stiftung e. V. an Unternehmens- 
leitungen gemachte Aufforderung, „größere 
Partien von Abonnements" des „Deutsch- 
land-Magazins" in den Betrieben zur Vertei- 
lung zu bringen und das Angebot, diese Zeit- 
schrift an „aufgegebene Adressen ohne Hin- 
weis auf den Auftraggeber" zu versenden, für 
vereinbar mit dem Geist und den Bestimmun- 
gen des geltenden Betriebsverfassungsgeset- 
zes, und wenn ja, gedenkt sie, gesetzliche Ini- 
tiativen zu ergreifen, damit diese Praktiken 
nicht möglich sind? 


Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 16. August 1973 


Der in Ihrer Frage dargestellte Sachverhalt berührt die Grund- 
sätze der Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Betriebs- 
rat. In diesem Zusammenhang bestimmt § 74 Abs. 2 Satz 3 Be- 
triebsverfassungsgesetz, daß Arbeitgeber und Betriebsrat jede 
parteipolitische Betätigung im Betrieb zu unterlassen haben. 

Dementsprechend haben Arbeitgeber und Betriebsrat die Mög- 
lichkeit, gegen eine parteipolitische Betätigung der anderen 
Seite vorzugehen. Eine verbindliche Entscheidung darüber, ob 
die etwaige Verteilung des von Ihnen genannten Magazins oder 
einzelner Hefte davon sich als parteipolitische Betätigung er- 
weist, kann daher im Einzelfall nur von dem zuständigen Gericht 
für Arbeitssachen getroffen werden. 

Die Bundesregierung hält diese Vorschriften des Betriebsver- 
fassungsgesetzes für ausreichend, um eine unzulässige partei- 
politische Betätigung im Betrieb zu verhindern. Ein weiterge- 
hendes gesetzhches Verbot parteipolitischer Betätigung im Be- 
trieb hält sie daher nicht für erforderlich. 


46. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß offen- 
Blank bar als Sanktion wegen aktiver gewerk- 

(SPD) schaftlicher Betätigung Auszubildenden, wie 

im Fall der AG Weser Konzern, Werk See- 
beck (Krupp), gekündigt worden ist oder von 
der Bayer AG Leverkusen die Übernahme 
nach Beendigung der Ausbildung in ein or- 
dentliches Angestelltenverhältnis abgelehnt 
worden ist, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, eine Änderung des Betriebsverfassungs- 
gesetzes herbeizuführen, das derartige Sank- 
tionen gegen Auszubildende und Ausgebildete 
untersagt? 
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Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 31. August 1973 

Mit Ihrer Frage, ob zum Schutz Auszubildender eine Änderung 
des Betriebsverfassungsgesetzes beabsichtigt ist, sprechen Sie 
das z. Z. in der öffentlichen Diskussion befindliche Thema „Dis- 
kriminierung von Jugendvertretem'' an. Hierzu teile ich Ihnen 
folgendes mit: 

Die Bundesregierung hat zu der Frage des Schutzes der Mitglie- 
der von Jugend Vertretungen und Betriebsräten bei Verweige- 
rung der Weiterbeschäftigung nach Beendigung des Berufsaus- 
bildungsverhältnisses bereits mehrfrach Stellung genommen. Ich 
darf auf diese Stellungnahmen hinweisen (vgl. z. B. Drucksache 
7/928 S. 30; Stenographischer Bericht über die 29. Sitzung des 
Deutschen Bundestags am 9. Mai 1973, Seite 1485). 

Die Überlegungen in meinem Hause zur Lösung des Problems 
sind noch nicht abgeschlossen. Die Tarifvertragsparteien sind 
dabei eingeschaltet und gebeten worden, sowohl in tatsächlicher 
Hinsicht zu dem Fragenbereich Stellung zu nehmen als auch 
eventuelle Vorschläge für eine Lösung zu unterbreiten. In diesem 
Zusammenhang soll auch geprüft werden, inwieweit eine Ver- 
besserung der Rechte der in Frage stehenden Arbeitnehmer- 
vertreter durch eine gesetzliche Regelung erreicht werden kann. 


Gesdiättsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


47. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung eine s,oge- 
Reiser nannte Inselzulage für auf Nordseeinseln sta- 

(SPD) tionierte Soldaten einzuführen, nachdem Preis- 

vergleiche beweisen, daß dort die Lebenshal- 
tungskosten (besonders Beispiel Holland) bis 
zu einem Drittel höher liegen als auf dem 
Festland? 


Antwort des Staatssekretärs Fingerhut 
vom 24. August 1973 

Die Unterschiede in den Lebenshaltungskosten wurden früher 
im Besoldungsgesetz durch Zuteilung der Dienstorte zu verschie- 
denen Ortsklassen berücksichtigt. Eine interfraktionelle Arbeits- 
gruppe des letzten Deutschen Bundestags verneinte jedoch die 
Notwendigkeit, die Gehälter nach örtlichen Gegebenheiten zu 
staffeln. Demzufolge wurde mit dem Ersten Gesetz zur Verein- 
heitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern mit Wirkung vom 1. Januar 1973 einheitlich der Ortszu- 
(schlag der Ortsklasse S eingeführt. Darüberhinaus wurde in 
diesem Gesetz festgelegt, daß bestimmte durch örtliche Verhält- 
nisse bedingte Zulagen, wie beispielsweise eine Inselzulage, 
abzubauen sind. Im Entwurf eines Zweiten Besoldungserhöhungs- 
gesetzes, das z. Z. dem Vermittlungsausschuß vorliegt, wird die 
Gewährung von Inselznilagen noch einmal ausdrücklich ausge- 
schlossen. Unter diesen Umständen hält die Bundesregierung die 
Einführung einer Inselzulage für Soldaten nicht für möglich. 
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Ist die Bundesregierung der Meinung, daß mit 
„Wilhelmstein" -Kaserne der richtige Name 
für eine Kaserne der Bundeswehr gefunden 
worden ist, wie das kürzlich im Falle der 
„Neuen Kaserne" in Luttmersen (Niedersadi- 
sen) geschah, wo Fürst Philipp Ernst zu 
Schaumburg-Lippe um Zustimmung zur Na- 
mensgebung gebeten und bei der „Namens- 
feier" die Person des Grafen Wilhelm zu 
Schaumburg-Lippe (1724 — 1777) beschworen 
wurde, der „um 1750 bereits erkannt hatte, 
daß nur durch starke Bewaffnung ein kleiner 
Staat bündnisfähig werden kann, um seine 
Unabhängigkeit zu bewahren"? 

Antwort des Staatssekretärs Fingerhut 
vom 24. August 1973 

Die Namensgebung von Kasernen der Bundeswehr ist durch 
einen Erlaß des Bundesminis.texs der Verteidigung geregelt. Da- 
nach hat sich der Minister die Benennung von Truppenteilen 
oder Einrichtungen der Bundeswehr mit Namen irgendwelcher 
Art, wie Städtenamen oder Namen historischer Persönlichkeiten, 
zur Genehmigung Vorbehalten. 

In praktischer Durchführung dieses Erlasses werden die Namens- 
vorschläge der Truppe nach Zustimmung der örtlichen Kom- 
munalbehörden und erforderlichenfalls der Familienangehörigen 
und nach Prüfung durch die zuständigen Stellen im Bundesmini- 
sterium der Verteidigung durch den Herrn Minister genehmigt. 

Im vorliegenden Falle soll mit der Namensgebung „Wilhelm- 
stein-Kaserne" den Wünschen der Truppe und der kommunalen 
Behörden entsprechend der Feldherr und Militärtheoretiker Wil- 
helm Graf zu Schaumburg-Lippe als Symbol für den Verteidi- 
gungswillen und damit Vorbild für unsere Soldaten geehrt wer- 
den. 

Ein Zitat aus den „Memoires sur la guerre defensive" des Grafen 
zu Schaumburg-Lippe möge dies verdeutlichen: 

„. . . Keiner als der Krieg der Verteidigung is.t rechtmäßig, 
jeder Angriff unter der Würde des rechtschaffenen Man- 
nes . . . Man muß die Kriegskunst anwenden, um den Krieg 
zu verhindern oder doch seine Übel zu vermindern." 

Darüber hinaus sehe ich in dem von Ihnen angeführten Zitat zu 
der Person des Wilhelm Graf zu Schaumburg-Lippe, der „1750 
bereits erkannt hatte, daß nur durch starke Bewaffnung ein klei- 
ner Staat bündnisfähig werden kann, um seine Unabhängigkeit 
zu bewahren" keinen Widerspruch zur Auffassung des. Herrn 
Bundeskanzlers, vertreten im Weißbuch 1971/1972 zur Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland und zur Entwicklung der Bun- 
deswehr. Darin heißt es im Vorwort u. a.: „Die Sicherheit unseres 
Landes wie die unserer Nachbarn hängt vom Gleichgewicht der 
militärischen Kräfte ab. Dazu trägt die Bundesrepublik Deutsch- 
land mit der Bundeswehr im Atlantischen Bündnis bei. Auch die 
Bundeswehr sichert so unserem Staat politische Handlungsfrei- 
heit" 


48. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


49. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Stimmen Meldungen, daß in dem Gebiet süd- 
lich von Deinste, Kreis Stade (Niedersachsen), 
ein militärisches Übungsgelände geschaffen 
werden soll? 
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50. Abgeordneter Wenn ja, welches sind die Überlegungen, die 
Dreyer gegenwärtig dieser Absicht zu Grunde liegen, 

(CDU/CSU) und welche Lage und Größenordnung wird zu 

welchem Termin angestrebt? 

Antwort des Staatssekretärs Fingerhut 
vom 24. August 1973 

Es ist richtig, daß im Gebiet südlich von Deinste ein militärisches 
Übungsgelände geschaffen werden soll. 

Dieser Absicht liegen folgende Überlegungen zugrunde: 

Das vorhandene Übungsgelände für die in Stade stationierten 
Truppenteile und Einheiten südlich der von Goeben-Kaserne in 
Größe von 150 ha und bei Barge mit rund 40 ha reicht nicht aus, 
um den für eine intensive militärische Ausbildung notwendigen 
Geländebedarf von 325 ha auch nur annähernd zu erfüllen. Die 
zunächst angestrebte Erweiterung des Standortübungsplatzes 
Stade und des Übungsplatzes bei Barge jeweils nach Westen um 
rund 110 ha bzw. 30 ha läßt sich wegen der vom Land Nieder- 
sachsen im Rahmen des Landesraumordnungsprogramms beab- 
sichtigten industriellen Entwicklung des wirtschaftlich schwach 
strukturierten Gebiets der Stadt Stade und Umgebung nicht rea- 
lisieren, da diese Flächen gewerblichen Zwecken zugeführt und 
der auf bundeseigenem Gelände liegende vorläufige Landeplatz 
Stade zu einem Regionalflugplatz ausgebaut werden soll. Das 
Erweiterungsgebiet bei Barge, das in unmittelbarer Nähe des 
zukünftigen Wasserwerkes Barge liegt, kommt wegen der zu er- 
wartenden wasserwirtschaftlichen Beschränkungen für eine mili- 
tärische Nutzung nicht mehr in Betracht. Auch die Errichtung 
einer endgültigen Standortmunitionsniederlage im Südzipfel des 
vorhandenen Standortübungsplatzes Stade kann wegen der er- 
wähnten Industrieplanungen und der nach dem Ausbauplan für 
die Bundesfernstraßen für 1971 bis 1985 vorgesehenen Bundes- 
autobahn Hamburg — Cuxhaven aus Sicherheitsgründen nicht 
mehr verwirklicht werden. 

Bei der Erkundung eines. Ersatzgeländes für den Standortübungs- 
platz und die Standortmunitionsniederlage Stade hat sich das 
Gebiet 2,5 km südlich von Deinste als gut geeignet erwiesen. 
Die für den Standortübungsplatz ausgewählten Flächen umfas- 
sen etwa 260 ha. Sie reichen bei Beibehaltung einer Restfläche 
aus dem derzeitigen Standortübungsplatzgelände in Größe von 
rund 65 ha für die Erfüllung des truppenseitigen Bedarfs (Soll 
325 ha) aus« Die Standortmunitionsniederlage soll in einem Wald- 
gelände ostwärts des geplanten Standortübungsplatzes errichtet 
werden. Die Schutzabstände zu den vorhandenen Objekten sind 
gegeben. 

Am 16. April 1973 ist die niedersächsische Landesregierung zu 
diesem Vorhaben um Stellungnahme gemäß § 1 Abs. 2 des Land- 
beschaffungsgesetzes gebeten worden. 

Ob und wann dieses Vorhaben verwirklicht werden kann, hängt 
von der Stellungnahme der niedersächsischen Landesregierung 
ab. 


51. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung und auf 
welche Erkenntnisse stützt sie ihre Feststel- 
lungen (Auszug aus einer Rede des Bundes- 
ministers der Verteidigung in der 44. Sitzung 
des Bundestags): „Wir leisten in diesem Jahr 
ein Drittel dessen, was in der Sowjetunion für 
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Rüstungszwecke — bezogen auf das Sozialpro- 
dukt — dem einzelnen Bürger zugemutet wird. 
Seit 1966 wurde den sowjetisdien Verbänden 
in der DDR, in Polen, in der Tsdiedioslowakei 
und in Ungarn folgendes moderne Großgerät 
zugeführt — 3500 Kampfpanzer, fast 1000 
Schützenpanzer, weit über 1000 Haubitzen, 
rund 500 Mehrfachraketenwerfer."? 


Antwort des Staatssekretärs Fingerhut 
vom 28. August 1973 

Das Verhältnis der Pro-Kopf-Belastung der Bervölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland und der UdSSR durch Verteidi- 
gungsausgaben ergibt sich aus dem Anteil der Verteidigungs- 
ausgaben am Bruttosozialprodukt. Dieser Anteil beträgt bei der 
Bundesrepublik Deutschland etwa 4®/o und wird für die UdSSR 
auf etwa llVo (geschätzt. Als. einschlägige und öffentlich zugän- 
gige Quelle verweise ich auf die jährlich erscheinende Übersicht 
„The Military Balance" des Internationalen Instituts für Strate- 
gische Studien, London. 

Die Zahlenangaben zu Waffen und Gerät bei den sowjetischen 
Landstreitkräften in der DDR, CSR, in Polen und in Ungarn stüt- 
zen sich auf nationale nachrichtendienstliche Erkenntnisse sowie 
auf Erkenntnisse anderer NATO-Staaten über Zuführungen bzw. 
Umrüstungen bei den vorgenannten Streitkräften. Die Umrüstun- 
gen erfolgen im Rahmen der fortlaufenden Modernisierung. Im 
Zuge dieser Umrüstung freigewordenes Gerät verblieb in den 
erwähnten Räumen und wurde teilweise für die Aufstellung 
neuer Einheiten verwendet, teilweise in Depots oder Geräteein- 
heiten gelagert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


52. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung die Auffas- 
Wolfram sung der rheinischen Ärztekammer, einen 

(SPD) bundeseinheitlichen Notfallausweis der deut- 

ischen Ärzteschaft einzuführen und jedem 
Bürger zwingend vorzuschreiben? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 22. August 1973 

Die Auffassung der rheinischen Ärztekammer, einen bundesein- 
heitlichen Notfallausweis der deutschen Ärzteschaft für jeden 
Bürger zwingend vorzuschreiben, kann von der Bundesregie- 
rung nicht unterstützt werden. 

In einem Notfallausweis müssen auch Angaben über Erkrankun- 
gen dokumentiert werden, soweit es sich dabei um notfallmedi- 
zinische Risikofaktoren handelt. Diese Angaben aber unterliegen 
der ärztlichen Schweigepflicht und gehören zur Intimsphäre des 
Menschen; zu deren Offenbarung kann und soll niemand gezwun- 
gen werden. 
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Der Notfall ausweis der deuts,dien Ärzteschaft ist einer von zur 
Zeit mehr als 20 von Behörden, Organisationen und Institutionen 
herausgegebenen Notfallausweisen. Diese Ausweise haben 
einen sehr untersdiiedlichen, vielfach nicht den Anforderungen 
der modernen Notfallmedizin entsprechenden Umfang und wel- 
chen zudem auch noch lin der Gliederung ihres Dokumentations- 
inhaltes von einander ab. Sie konnten sich in der Bevölkerung 
deshalb auch nicht in der gewünschten Weise durchsetzen. 

Die Effektivität eines Notfallausweises ist aber abhängig von der 
Einheitlichkeit der Erfassung von präzise definierter medizini- 
scher Risikofaktoren und dem Bewußtsein seiner Notwendigkeit 
in der Bevölkerung. Da es hieran derzeit noch mangelt, wird im 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit in Zu- 
sammenarbeit mit den Bundesländern ein Notfallausweis kon- 
zipiert, dessen Benutzung bundeseinheitlich empfohlen werden 
soll. 


53. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung gegebenenfalls ir- 
Wolfram gendeine Möglichkeit, diesen Notfall-Ausweis 

(SPD) von Amts wegen und kostenlos auszustellen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 22. August 1973 

Die Kosten für den auf freiwilliger Basis geführten Ausweis 
werden nur gering sein und somit den einzelnen Bürger nicht 
belasten. 


54. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die von Ärzten im 

Dr. Althammer Gesundheitsmagazin des ZDF am 30. Juli 1973 

(CDU/CSU) getroffene Feststellung bekannt, daß wegen 

Geldmangel die Modelleinrichtungen für rük- 
kenmarkgeschädigte Säuglinge nicht im not- 
wendigen Maß ausgebaut werden können, und 
was will die Bundesregierung dagegen tun? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 14. August 1973 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Modelleinrichtungen für 
rückenmarksgeschädigte Säuglinge in der Bundesrepublik 
Deutschland noch nicht vorhanden sind. Diese Tatsache liegt 
aber nicht am Geldmangel sondern an der Problematik der Be- 
handlung dieser angeborenen Mißbildung. Die Diskussionen in 
den Fachgremien über die operative Behandlung von Rücken- 
markschädigungen ist noch nicht abgeschlossen. 

In einer Studie in den USA wurden 274 operativ behandelte und 
253 konservativ versorgte Kinder verglichen. Es stellte sich her- 
aus, daß die besten Behandlungsergebnisse erzielt worden sind, 
wenn die Kinder innerhalb der ersten 24 Stunden nach der Ge- 
burt operiert wurden. Dies zeigte sich sowohl am Prozentsatz 
der überlebenden als auch am Schweregrad der Behinderung. 

Hiernach muß sich auch die Frage ausrichten, ob die Behandlung 
der Kinder mit Rückenmarksschädigung zentral in einzelnen 
Einrichtungen erfolgen sollte. Da die erfolgreichen Ergebnisse 
durch Operationen in den ersten 8 bis 24 Stunden nach der Ge- 
burt erreicht werden, wird die Behandlung wie bisher an den 
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regionalen Kliniken für die beste Lösung angesehen. Sdion ein 
längerer Transport der soeben geborenen Säuglinge verursacht 
erhebliche Komplikationen. Die erste Behanidlungsphase wird 
daher auch in Zukunft am günstigsten in der Nähe des Geburts- 
ortes durchgeführt werden müssen. Für schwerere Mißbildungs- 
fälle und die eventuell später notwendigen operativen Eingriffe 
ergibt sich die Forderung nach entsprechenden Zentren, die zur 
optimalen Behandlung das Zusammenarbeiten der verschiedenen 
medizinischen Disziplinen verlangen. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
sich um diese Frage besonders bemüht, indem es Fachgutach- 
ten über die augenblickliche Situation und Rehabilitation früh- 
kindlicher Rückenmarkss,chäden erstellen ließ. Grundsätzlich ist 
die Bundesregierung bereit, bei der Förderung von Modellein- 
richtungen mitzuwirken, in denen komplizierte Rückenmarks- 
mißbildungen und deren Folgeschäden behandelt werden kön- 
nen. 


55. Abgeordneter 
Dr. Althammer 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, künftig für den 
Erwerb des Führerscheins den Gesundheitspaß 
mit den lebenswichtigen Eintragungen für den 
Notarzt als erste Stufe einer allgemeinen 
Pflicht zur Ausstellung des Gesundheitspasses 
für jeden Staatsbürger verbindlich und bundes- 
einheitlich vorzuschreiben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 17. August 1973 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, künftig mit dem Er- 
werb des Führerscheins für jeden Staatsbürger die Ausstellung 
eines Notfallausweises verbindlich und bundeseinheitlich vor- 
zuschreiben. 

In einem Notfallausweis müssen auch Angaben über Erkran- 
kungen dokumentiert werden, soweit es sich dabei um notfall- 
medizinische Risikofaktoren handelt. Diese Angaben unterliegen 
der ärztlichen Schweigepflicht und gehören zur Intimsphäre 
des Menschen, zu deren Offenbarung niemand gezwungen wer- 
den soll und kann. 

Die Bundesregierung mißt aber der Überwindung der gegen- 
wärtigen Situation hinsichtlich der Vielzahl von verschiedenen 
Arten von Notfallausweisen eine große Bedeutung bei. Die bis- 
lang verwendeten Notfallauswaise haben einen sehr unterschied- 
lichen, vielfach nicht den Anforderungen der modernen Notfall- 
medizin entsprechenden Umfang und weichen zudem auch noch 
in der Gliederung ihres Dokumentationsinhaltes von einander ab. 
Sie haben sich in der Bevölkerung leider nicht in der gewünsch- 
ten Weise durchsetzen können. 

Die Effektivität eines Notfallausweises ist abhängig von der Ein- 
heitlichkeit der Erfassung von präzise definierten medizinischen 
Risikofaktoren und dem Bewußtsein seiner Notwendigkeit in der 
Bevölkerung. Da es hieran derzeit noch mangelt, wird im Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit in Zusammen- 
arbeit mit den Bundesländern ein Notfallausweis konzipiert, 
dessen Benutzung bund es einheitlich empfohlen werden soll. 
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56. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Emp- 
Biediele fehlung der Ärztekammer Nordrhein in Düs- 

(CDU/CSU) seldorf, daß alle Verkehrsteilnehmer einen 

„Notfallausweis" besitzen sollten, der in 
mehreren Sprachen alle lebensrettenden Daten 
wie Blutgruppe, Rhesus-Faktor, mögliche Al- 
lergien, schwere Organoperationen und chro- 
nische Leiden und auch ein Paßfoto zur Iden- 
tifizierung enthält, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, dazu beizutragen, 
daß diese Empfehlung verwirklicht wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 17. August 1973 

Die Bundesregierung steht der Empfehlung der Ärztekammer 
Nordrhein in Düsseldorf grundsätzlich positiv gegenüber, sie 
vertritt aber die Auffassung, daß die Empfehlung mit der Ein- 
schränkung auf Verkehrsteilnehmer zu eng gefaßt ist. Jeder 
Bürger sollte einen Notfallausweis besitzen. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird jedoch eine Vielzahl 
— es handelt sich um mehr als 20 Arten — von Notfallausweisen 
oder Unfallpässen von Behörden, Organisationen oder Institutio- 
nen herausgegeben. Sie haben einen sehr unterschiedlichen, viel- 
fach nicht den Anforderungen der modernen Notfallmedizin ent- 
sprechenden Umfang und weichen zudem auch noch in der Glie- 
derung ihres Dokumentationsinhaltes von einander ab. Die Aus- 
weise konnten sich deshalb in der Bevölkerung nicht in der ge- 
wünschten Weise durchsetzen. 

Die Effektivität eines Notfallausweises ist abhängig von der Ein- 
heitlichkeit der Erfassung von präzise definierter medizinischer 
Risikofaktoren und dem Bewußtsein seiner Notwendigkeit in der 
Bevölkerung. Da es hieran derzeit noch mangelt, wird im Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit in Zusammen- 
arbeit mit den Bundesländern ein Notfallausweis konzipiert, des- 
sen Benutzung bundeseinheitlich empfohlen werden soll. 

Hat die Bundesregierung exakt geprüft, ob bei 
der Verordnung über Höchstmengen an DDT 
und anderen Pestiziden die künftig als Ober- 
grenze zugelassenen 0,2 ppm bzw. 0,1 ppm bei 
Hexachlorcyclohexan auch tatsächlich leinge- 
halten werden können angesichts des sehr 
lang andauernden Kreislaufs dieser Rück- 
standsmengen in der Natur, und ist sie bereit, 
diese in der Verordnung genannten Höchst- 
mengen nochmals zu überprüfen, angesichts 
der Feststellimg vieler wissenschaftlicher Fach- 
lente, daß der Abbau bisher zugelassener 
Pestiziden in der Natur lange Zeit in Anspruch 
nimmt und daher vorläufig höhere als die in 
der Verordnung genannten Höchstmengen un- 
vermeidbar sind? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 3. September 1973 

Die von Ihnen genannten Höchstmengen an Hexachlorcyclohe- 
xan (HCH) sind für Gehalte in Milch oder daraus hergestellte 
Erzeugnisse bestimmt worden. Die Höchstmengenverordnung für 
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Lebensmittel tierischer Herkunft, die offensichtlich Anlaß zu 
Ihrer Frage gegeben hat, sieht für die einzelnen Lebensmittel- 
gruppen unterschiedliche Werte vor, wobei außerdem bei Hexa- 
chlorcyclohexan eine Aufgliederung bezüglich der in Betracht 
kommenden Isomere erfolgt. 

Selbstverständlich hat die Bundesregierung die ihr zur Verfü- 
gung stehenden Unterlagen sorgfältig geprüft und sich bemüht, 
bei der Festsetzung von Höchstmengen die derzeit gegebene 
Umweltsituation mit zu berücksichtigen. Hinsichtlich der Bela- 
stung von Milch und Milcherzeugnissen mit Pestiziden hat die 
Bundesregierung eine umfangreiche Enquete durchgeführt, deren 
bisherige Ergebnisse erkennen ließen, daß die in der Verordnung 
vorgesehenen Höchstwerte für den HCH-Gehalt in Milch im 
Bundesdurchschnitt nicht erreicht werden. Auch bei der Behand- 
lung der Verordnung im Bundesrat hat die Frage der Höchst- 
mengenfestsetzung im Verhältnis zur gegenseitigen Umweltbela- 
stung eine besondere Rolle gespielt. Die Bundesregierung hat 
bereits in der Begründung zu der Verordnung zum Ausdruck 
gebracht, daß die laufende Überprüfung der Höchstmengen er- 
forderlich sein wird, um den tatsächlichen Gegebenheiten unter 
Wahrung des Gesundheitsschutzes Rechnung zu tragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

58. Abgeoidneter Warum hat der Bundesminister für Verkehr 
Dr. Fuchs im Widerspruch zu einer Äußerung von Staats- 

(CDU/CSU) Sekretär Wittrock der im Einvernehmen mit 

der Obersten Baubehörde beim Bayerischen 
Staatsminister des Innern von der Autobahn- 
direktion München geplanten Ausschreibung 
von Arbeiten am Autobahnkreuz bei Fischer- 
dorf und der Teilstrecke Sautorn — Deggendorf 
die Zustimmung versagt? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 15. August 1973 

Bei der Verkehrsfreigabe der Teilstrecke Sautom — Wallersdorf 
der BAB München — ^Deggendorf am 9. November 1972 habe ich 
erklärt, daß in den nächsten Jahren in Richtung Fischerdorf wei- 
tergebaut werden soll, ein sofortiger Weiterbau wurde nicht 
zugesagt. 

Der Bau des Streckenabschnittes Sautorn — Fischerdorf ist nicht 
Bestandteil des 1. Fünfjahresplans für den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen in den Haushaltsjahren 1971 bis 1975. Die Bereitstel- 
lung von Baumitteln im 1. Fünfjahresplan für diesen Abschnitt 
würde zu einer Verzettelung der dringend für den Bau des BAB- 
Streckenteiles Deggendorf — Passau benötigten Finanzderungs- 
mittel führen. Die Ausschreibung der Arbeiten für den Vollaus- 
bau des Autobahnkreuzes bei Fischerdorf und für weitere Brük- 
kenbauwerke steht somit im Widerspruch zu den im 1. Fünf- 
jahresplan gesetzten Zielen. Auch lag ein Einvernehmen mit 
dem Bundesverkehrsmdnisterium, hiervon abzuweichen, nicht 
vor. 

Die Zustimmung zu den Vergaben mußte daher in Anbetracht 
der geringen finanziellen Bewegungsmöglichkeiten im Bundes- 
fernstraßenbau in erster Linie aus wirtschaftlichen Gründen ver- 
sagt werden. 
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59. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Fuchs erst durch die Schließung der etwa zehn km 

(CDU/CSU) langen Lücke zwischen dem bereits im Betrieb 

befindlichen Abschnitt Wallersdorf — Sautorn 
und dem bis 1975 fertigzustellenden Abschnitt 
Deggendorf — Iggensbach der dann zusammen- 
hängende Straßenzug von rund 40 km Länge 
diie bisher getätigten Investitionen voll wirk- 
sam machen würde, und welche Maßnahmen 
beabsichtigt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um dieses Ziel zu erreichen? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 15. August 1973 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die bis 1975 
auf der Teilstrecke Deggendorf — Iggensbach der BAB-Neubau- 
strecke Regensburg^ — ^Passau und auf der Teilstrecke Wallers- 
dorf — Sautorn der BAB-Neubaustrecke München — Deggendorf 
gemachten Investitionen erst durch den Bau des Streckenab- 
schnittes Sautorn-Fischerdorf voll wirksam werden. Die Inve- 
istitionen auf der Teilstrecke Wallersdorf — Sautom sind schon 
jetzt voll wirksam, da der Gesamtverkehr München^ — Deggen- 
dorf diese Teilstrecke in vollem Umfang nutzt. Dagegen werden 
die auf der Teilstrecke Deggendorf — Iggensbach gemachten In- 
vestitionen erst dann voll wirksam werden, wenn der Strecken- 
teil Deggendorf (Bll) — Passau (B 12) durchgehend für den Ge- 
isamtverkehr Regensburg— Passau — österreichische Grenze be- 
fahrbar ist. 

Die vorhandenen bzw. vorgesehenen provisorischen Anbindun- 
gen der beiden BAB-Teilstrecken an die Bundesstraßen gewähr- 
leisten für die Übergangszeit in Anbetracht der geringen Ver- 
kehrsbelastung eine einwandfreie Verkehrsfühmng, so daß ein 
Vorziehen des im 2. Fünf jahresplan 1976 bis 1980 geplanten 
Baues dieser Teilstrecke, das zu Lasten anderer vordringlicherer 
Maßnahmen — so zum Beispiel auch der Teilstrecke Deggen- 
dorf — Passau — gehen würde, nicht vertretbar erscheint. 

60. Abgeordneter Welche konkreten Fertigstellungsziele hat die 

Dr. Fuchs Bundesregierung nach der neuesten Planung 

(CDU/CSU) für die einzelnen Teilstrecken der Autobahn 

Regensburg — Passau — Suben und der Auto- 
bahn München— Deggendorf? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 15. August 1973 

Zur Zeit verfolgt die Bundesregierung für die genannten Strecken 
folgende Fertigstellungsziele : 

1. BAB-Neubaustrecke Regensburg — Passau — (Linz) 

Teilstrecke: Fertigstellung: 

Regensburg — Deggendorf (Bll) nach 1980 

Deggendorf (B 11) — Iggensbach 1975 

Iggensbach — Schalding Gegen Ende des 

2. Fünfjahresplans 
1976 bis 1980 

Donauübergang Schalding 1973 

Schalding — Passau/Süd (B 12) Gegen Ende des 

2. Fünfjahresplans 
1976 bis. 1980 

Passau/Süd (B 12) — Suben nach 1980 
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2. BAB-Neubaustredce München — Deggendorf 


Teilstrecke: 

München — ^Preising 

Freising — Landshut 

Landshut — Wallersdorf 
Wallersdorf — ^Sautom 
Sautorn — -Fischerdorf 


Fertigstellung: 

2. Fünf jahresplan 
1976 bis 1980 
2. Fünf jahresplan 
1976 bis 1980 
nach 1980 
1971/1972 
2. Fünf jahresplan 
1976 bis 1980 


61, Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Kann die Bevölkerung in Fischbach/Taunus mit 
dem Neubau der Ortsumgehung Fischbach/ 
Taunus im Zuge der B 455 im Jahre 1974 
rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 14. August 1973 

Es wird angestrebt, den Neubau der Umgehungsstraße Fischbach/ 
Taunus im Zuge der B 455 im Jahre 1974 23u beginnen. Ein ent- 
sprechender Anlaufbetrag ist im Entwurf für den Haushalt 1974 
vorgesehen. 

Voraussetzung hierfür ist jedoch, daß der Planfeststellungsbe- 
schluß Rechtskraft erlangt hat und die Grunderwerbsverhand- 
lungen zum Abschluß gekommen sind. Wie Ihnen bekannt ist, 
hat die Gemeinde Fischbach gegen den Planfeststellungsbeschluß 
des Hessischen Ministers für Wirtschaft und Technik vor dem 
Verwaltungsgericht in Frankfurt (Main) Klage geführt. In lang- 
wierigen Verhandlungen wurde schließlich ein Vergleich gefun- 
den, der erwarten läßt, daß die Gemeinde ihre Klage zurück- 
nehmen wird. Darüber hinaus läuft aber eine weitere Klage eines 
vom Bauvorhaben Betroffenen, über die das Verwaltungsgericht 
bisher noch nicht entschieden hat. 


62. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in 
jüngster Zeit im Kraftfahrzeugzubehörhandel 
Reifen zum Verkauf kamen, die, trotzdem sie 
Pneus zweiter Wahl waren, durch Manipu- 
lationen anders deklariert wurden und dann 
bei ihrer Verwendung im Straßenverkehr zu 
folgenschweren Unfällen führten? 


63. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die Hersteller von Autoreifen 
anzuhalten, eindeutige Kennzeichnungen der 
Nutzungswerte auf ihren Produkten anzubrin- 
gen, und faßt man eine Regelung ins Auge, 
die Geltung für den Bereich der europäischen 
Gemeinschaft haben sollte? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 17. August 1973 

Bei den im Handel befindlichen Reifen ist zu unterscheiden zwi- 
schen Reifen 
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a) in tedinisdi und optisdi einwandfreiem Zustand, 

b) in tedin<isdi einwandfreiem Zustand (mit Schönheitsfehlern), 

c) die die geforderte Laufruhe nicht aufweisen und 

d) mit technischen Mängeln. 

Die unter b) genannten Reifen sind für Personenkraftwagen, für 
Motorroller und Krafträder sowie für landwirtschaftliche Fahr- 
zeuge und Geräte bestimmt. Weisen solche Reifen belanglose 
Fehler auf, die die Brauchbarkeit und damit Vierkehrssicherheit 
der Reifen nicht beeinträchtigen, aber einen „Schönheitsmangel" 
bedeuten, werden sie von der Industrie als sogenannte „Sekun- 
da-Reifen" (II a-Ware) verkauft. Die Industrie hat solche Reifen 
bisher durch „SEKUNDA" gekennzeichnet. Seit dem Jahre 1972 
wird eine in Europa einheitliche Kennzeichnung durch „secunDA" 
oder „DA" vorgenommen („DA" steht für das französische „de 
faüt d'aspect"). 

Die unter c) genannten Reifen haben ebenfalls keine technischen 
Mängel. Da sie jedoch die Laufruhe nicht aufweisen, die für Fahr- 
zeuge bei hohen Geschwindigkeiten noch für annehmbar .gehalten 
wird (die Fahrzeuge würden stark vibrieren), werden diese Rei- 
fen in der Geschwindigkeit zurückgestuft Sie können nach Aus- 
kunft der Hersteller ohne Gefahr für die Verkehrssicherheit zu- 
friedenstellend bei Geschwindigkeiten bis 100 km/h verwendet 
werden. Diese Reifen wurden seit 1969 mit „MAX. 80 km/h" und 
seit 1971 einheitlich in Europa durch „MAX. 100 km/h" gekenn- 
zeichnet 

Die unter d) genannten Reifen mit technischen Mängeln werden 
seit 1969 durch „MAX. 30 km/h" gekennzeichnet. Auch diese 
Kennzeichnung ist europäisch einheitlich. Verwendet werden 
solche Reifen vorzugsweise an landwirtschaftlichen Anhängern, 
Baubuden, Kompressor-Anhängern und ähnlichen Fahrzeugen, 
die in der Bundesrepublik Deutschland ein Geschwind! gkeits- 
schild „25 km/h" nach § 58 StVZO führen müstsen. 

Alle vorstehend genannten Kennzeichnungen „Secunda" oder 
„MAX. 100 km/h" oder „MAX. 30 km/h" werden auf beiden 
Reifenseiten in die Reifenwand durch einen Brennstempel ein- 
gebrannt. Diese Einbrennung wird vorzugsweise quer durch den 
Firmennamen vorgenommen und ist ohne Schleifspuren nicht zu 
entfernen. Nur wenn das Einbrennen im Firmennamen zu Rissen 
der Seitenwand Anlaß 'geben könnte, da der Name z. B. bei 
Radialreifen in der Walkzone angebracht ist, wird der Stempel 
an anderen Stellen beidseitig eingedrückt. Ferner wird bei Rei- 
fen die für höhere Geschwindigkeiten gedacht waren (S, H, V 
bzw. SR, HR, VR) aber aus den vorstehend genannten Gründen 
auf Geschwiindigkeiten von 100 km/h oder von 30 km/h zurück- 
gestuft wurden, die Geschwindigkeitskennzeichnung S, H usw. 
innerhalb der Reifengrößenbezeichnung eindeutig entfernt. Ein 
Wiederanbringen der erhabenen Originalbeschriftung ist nicht 
möglich. Eine nachträgliche Geschwindigkeitskennzeichnung 
durch Einbrennen ist als Fälschung sofort zu erkennen. 

Im Rahmen der kraftfahrzeugtechni sehen Aktivitäten der UN- 
Wirtschaftskommission für Europa (ECE) wurde im Juni 1973 
eine ECE-Regelung über Reifen fertiggestellt, an der die Bundes- 
republik Deutschland wesentlich mitgewirkt hat. Diese Regelung 
schreibt vor, daß Reifen hinsichtlich ihrer Abmessungen, Bauart, 
Tragfähigkeit und zulässiger Geschwindigkeit einheitlich zu 
kennzeichnen sind und das Herstellungsdatum tragen müssen. 
Die Einhaltung der Angaben ist durch Messungen bzw. Prüfläufe 
nachzuweisen. Die Europäischen Gemeinschaften (EG) beabsich- 
tigen, diese Vorschriften für die Staaten der EG zu übernehmen. 
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Angesichts dieser Sachlage kann davon ausgegangen werden, 
daß betrügerische Manipulationen kaum möglich isind. Die weni- 
gen bekannt gewordenen Verfälschungen werden deshalb m. W. 
schnell entdeckt und abgestellt. Unfälle, die auf solche Reifen 
zurückzuführen waren, sind mir bisher nicht gemeldet worden. 


64. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Überlegungen dar- 
über angestellt, die Zunahme privatgenutzter 
Kraftfahrzeuge dadurch mit marktkonformen 
Mitteln zu begrenzen, daß durch werbliche, 
administrative und gegebenenfalls steuerliche 
Maßnahmen die vorübergehende Anmietung 
von PKW's gefördert und dadurch ein Beitrag 
zur Reduzierung der Verkehrsdichte in Wohn- 
gebieten, zur Verkehrsentlastung vom ruhen- 
den Verkehr und zur Verbesserung der Um- 
weltbedingungen geleistet werden kann? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 14. August 1973 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Zunahme der privat 
genutzten Kraftfahrzeuge zu begrenzen. Wie aus dem „Kursbuch 
für die Verkehrspolitik" ersichtlich ist, hält es die Bundesregie- 
rung vielmehr für erstrebenswert, die Benutzung der privaten 
Kraftfahrzeuge (Individualverkehr) in den Kerngebieten der 
Innenstädte mit marktkonformen Mitteln einzuschränken. Dies 
soll jedoch durch Förderung der öffentlichen Nahverkehrsbe- 
triebe und Verbesserung ihres Leistungsangebots sowie durch 
eine Neuordnung des fließenden und ruhenden Verkehrs in den 
Innenstädten erreicht werden, nicht aber durch eine Förderung 
der vorübergehenden Anmietung von Privatkraftwagen. 


65. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 
Dr. Vohrer völkerung nur dann bereit sein wird, das Park- 

(FDP) and-ride-Sy Stern, also die Verknüpfung von 

Straßen- und Schienenverkehr, anzunehmen, 
wenn bei den einzelnen Bahnhöfen in ausrei- 
chendem Maße günstige Parkplätze vorhanden 
sind, und welche Mittel wurden bislang und 
werden zukünftig hierfür bereitgestellt? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 16. August 1973 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß das Park-and-ride- 
System von der Bevölkerung nur angenommen wird, wenn die 
gesamte Beförderungskette attraktiv ist. Hierzu gehört, daß der 
Parkplatz günstig zur Schnellbahnhaltestelle liegt und sich der 
Reisende darauf verlassen kann, einen Parkplatz zu erhalten. 
Da einerseits die dafür vorgesehenen Stellplätze nicht für son- 
stiges Parken verwendet werden dürfen und andererseits nicht 
so viele Parkplätze vorsorglich ausgebaut werden können, daß 
jede Inanspruchnahme in besonderen Spitzenzeiten (z. B. Schluß- 
verkauf) abgedeckt werden kann, müssen u. U. auch organisato- 
rische Maßnahmen (wie z. B. Ausgabe von Parkkarten an Rei- 
sende mit Zeitkarten) ergriffen werden. 
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Welche Mittel bislang für Parlc-and-ride-Ausbau beredtgestellt 
wurden und künftig werden, kann vom Bund nicht angegeben 
werden, weil dieser Ausbau nicht allein von ihm finanziert wird. 
Die bereits bestehenden großzügigen Park-and-ride- Anlagen z. B. 
in Hamburg wurden ohne Beteiligung des Bundes ausgebaut. 
Auch werden im Zusammenhang mit anderen Maßnahmen, wie 
Ausbau von Schnellbahnen, Park-and-ride-Anlagen unmittelbar 
mitgefördert, die Beträge jedoch nicht getrennt ausgeworfen. 

Es ist Aufgabe der Länder bzw. der Deutschen Bundesbahn, An- 
träge auf Finanzhilfen bzw. Investitionszuschüsse nach dem Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz an den Bundesminister für 
Verkehr zu stellen. Die Länder haben bislang dem Bundesmini- 
ster für Verkehr keine Anträge auf Finanzhilfen für besondere 
Park-and-ride- Vorhaben vorgelegt. Der Antrag der Deutschen 
Bundesbahn für den Ausbau von Stellplätzen an den Strecken 
der S-Bahn München nach einem Sofortprogramm wurde, wie 
beantragt, mit zuwendungsfähigen Kosten von 3,5 Millionen DM 
genehmigt. 

66. Abgeordneter Wie sind die Rechtsverhältnisse bei solchen 

Dr. Vohrer Investitionen des Bundes auf dem Gelände der 

(FDP) Deutschen Bundesbahn? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 16. August 1973 

Es wird von Fall zu Fall zu entscheiden sein, ob das Gelände für 
Park-and-ride-Anlagen im Eigentum der Deutschen Bundesbahn 
verbleibt oder aber von der Gemeinde (Landkreis) übernommen 
wird. Um den Nahverkehr der Deutschen Bundesbahn nicht mit 
weiteren erheblichen Kosten zu belasten, muß angestrebt werden, 
die Deutsche Bundesbahn für diese Anlagen von der Verkehrs- 
sicherungspflicht, dem Reinigungs- und Winterdienst zu entla- 
sten. 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung im einzelnen gegen den angebli- 
chen Mißbrauch der Transitwege von und nach 
Berlin durch Flüchtlinge aus der DDR, und 
welche persönlichen Folgen sind dadurch für 
die Flüchtlinge und Fluchthelfer zu erwarten? 

Hält die Bundesregierung die vorgesehene 
Praxis des Vorgehens gegen Flüchtlinge und 
Fluchthelfer, wie sie der Staatssekretär im 
Bundeskanzleramt Grabert ln einem Interview 
mit der „Berliner Morgenpost" erklärt hat, mit 
dem Recht auf Freizügigkeit und dem Artikel 
13 der UN-Erklärung über die Menschenrechte, 
wonach jeder das Recht hat, irgendein Land zu 
verlassen einschließlich seines eigenen, für 
vereinbar? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1973 

Die Bundesregierung denkt nicht daran, das Recht der Freizügig- 
keit einzuschränken. Auf Personen, die die Flucht versuchen, 
treffen die Bestimmungen des Transitabkommens nicht zu. Das 
Transitabkommen gilt allein für den Verkehr zwischen dem Bun- 
desgebiet und Berlin (West) in beiden Richtungen. 


67. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 
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Im übrigen verweise ich auf die Erklärung des Regierungsspre- 
chers vom 8. August 1973: 

1. Selbstverständlich steht die Flucht aus der DDR hier in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht unter Strafe und wird auch 
nicht unter Strafe gestellt. 

2. In den vergangenen Wochen ist das Problem der gewerblichen 
Fluchthiilfe aiuf den Transitwegen Gegenstand einer ^ausge- 
dehnten Erörterung in der Öffentlichkeit gewesen. Dabei ist 
es teilweise zu nicht sachgerechten und auch polemischen 
Generalisierungen gekommen, was die Bundesregierung be- 
dauert. 


3. In diesem Zusammenhang muß auf die große Bedeutung des 
Viermächte-Abkommens und des Transitabkommens für den 
freien Zugang von und nach Berlin hingewiesen werden. An 
die Stelle des bisher ungeregelten Zustandes sind auf Grund 
des Vier-Mächte-Abkommens durch Transitabkommen bis in 
Einzelheiten vereinbarte Regelungen getreten, die den Millio- 
nen Transitreisenden Sicherheit geben. Die Auswirkungen 
haben sich auch in der Zunahme des Verkehrs gezeigt. Im 
ersten Jahr seit Inkrafttreten des Transitabkommens haben 
fast 12 Millionen Personen die Landwege benutzt; das ent- 
spricht einer Steigerung um mehr als gegenüber dem vor- 
angegangenen Zeitraum, ganz abgesehen von den erheblichen 
Erleichterungen für Reisende gegenüber früheren Praktiken. 


4. Hieraus folgt, daß auch die Bundesregierung an der Einhal- 
tung dieses Abkommens ein vitales Interesse hat. Sie benö- 
tigt deshalb keinerlei Aufforderungen oder Mahnungen von 
dritter Seite, um ihre Verpflichtungen aus dem Abkommen 
zu erfüllen. 


5. Das Transitabkommen verpflichtet in Artikel 17 die Bundes- 
regierung, im Rahmen ihrer Möglichkeiten die erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen, damit ein Mißbrauch der Tansit- 
wege verhindert wird. Die Bundesregierung hat insbesondere 
dafür Sorge zu tragen, daß die zuständigen Behörden, wenn 
sie von einem beabsichtigten Mißbrauch Kenntnis erhalten, 
im Rahmen der allgemeinen üblichen Vorschriften der Bun- 
desrepublik Deutschland bezüglich der öffentlichen Ordnung 
geeignete Maßnahmen zur Verhinderung des Mißbrauchs 
treffen. Wichtig ist hier die Formulierung „im Rahmen der 
allgemeinen üblichen Vorschriften". 


6. Die Bundesregierung beabsichtigt, in diesem Zusammenhang 
auch keine Gesetzesvorlage. Sie wird — wie schon in der 
Vergangenheit — dafür Sorge tragen, daß die bestehenden 
Gesetze eingehalten werden. Das sind unsere Verpflichtungen 
aus dem Transitabkommen. 


7. Es ist bedauerlich, wenn kommerzielle Unternehmen aus der 
besonders schwierigen Situation der Betroffenen ihren Profit 
ziehen. Wo kriminelles Unrecht im Bereich der kommerziel- 
len Fluchthilfe eine Rolle spielt, werden diese Delikte von den 
zuständigen Behörden wie bisher verfolgt. Dazu sind diese 
durch /unsere Rechtsordnung verpflichtet. 
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Wie viele Bahnübergänge der Deutschen Bun- 
desbahn isind nur durch Blinklicht- oder Licht- 
zeichenanlagen gesichert, und ist die Bundes- 
regierung bereit, diese Bahnübergänge be- 
schleunigt mit Halbschranken ausrüsten zu las- 
sen, nachdem sich am 25. Juni 1973 am unge- 
nügend gesicherten Bahnübergang bei Kißlegg- 
Reipertshofen das schwere Unglück: ereignet 
hat? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrodt 
vom 15. August 1973 

Von den rund 29 000 Bahnübergängen der Deutschen Bundes- 
bahn (DB) sind nach dem Stand vom 31. Dezember 1972 

3199 Bahnübergänge durch Blinklichter oder Lichtzeichen 
ohne Halbschranken, 

966 Bahnübergänge durch Blinklichter oder Lichtzedchen 
mit Halbschranken 

gesichert. 

Wie die Bahnübergänge mindestens zu sichern sind, ist in der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) festgelegt. Die Vor- 
schriften über die Sicherung von Bahnübergängen in den Eisen- 
bahn-Bau- und Betriebsordnungen sind wiederholt der techni- 
schen Entwicklung angepaßt und verschärft worden, zuletzt bei 
der Novellierung der Rechtsverordnung im Jahre 1967. 

Über die Rechtsvorschriften hinaus wird indessen die Sicherheit 
der Bahnübergänge durch geeignete Mabnahmer\ laufend erhöht. 
So werden u. a. an bisher technisch nicht gesicherten Bahnüber- 
gängen Schranken oder Blinklicht- bzw. Lichtzeichenanlagen 
eingebaut und vorhandene Schranken von benachbarten Signalen 
derart in Abhängigkeit gebracht, daß sie erst „Fahrt“ zeigen 
können, wenn die Schranken geschlossen und festgelegt sind. 

Die vom Bundesminister für Verkehr im Jahre 1971 eingesetzte 
Kommission „Sicherheit im Eisenbahnbetrieb“ hat sich auch mit 
der Frage befaßt, wie die Sicherheit an Bahnübergängen weiter 
erhöht werden kann. In ihrem Abschlußbericht vom März 1972 
hat die Kommission hierzu empfohlen, ab 1973 jährlich etwa 200 
Schrankenanlagen Signal abhängig zu machen und etwa 100 Blink- 
lichtanlagen durch Halbschranken zu ergänzen. 

Diese Empfehlung berücksichtigt die Möglichkeiten (Kapazitäten) 
für die Planung, die kreuzungsrechtliche Behandlung sowie die 
Lieferung und den Einbau der Anlagen; sie ist deshalb auch 
realisierbar. Die DB hat die empfohlenen Maßnahmen in ihr 
eigenes Programm aufgenommen. Außer den erwähnten etwa 
300 Maßnahmen kann die DB jährlich noch etwa 100 weitere 
Maßnahmen für die erstmalige technische Sicherung und für den 
Ersatz von Schranken durch Blinklichter oder Lichtzeichen mit 
Halbschranken abwickeln. 

Der Bahnübergang bei Kißlegg ist durch Blinklichter gesichert. 
Sofern sich die Straßenverkehrsteilnehmer hier richtig verhalten, 
was erwartet werden muß, ist die Sicherheit am Bahnübergang 
gewährleistet; die vorhandene Sicherung entspricht den Anforde- 
rungen an die Verkehrssicherheit in diesem Falle. Der Bahn- 
übergang kann demnach nicht als „ungenügend“ gesichert be- 
zeichnet werden. Wie mir zu dem bedauerlichen Unglück mit- 
geteilt wurde, haben Schulkinder den 66 Jahre alten Fahrer 
durch Zuruf auf das rote Blinklicht aufmerksam gemacht, worauf 
dieser offenbar gar nicht oder zu spät reagiert hat. 


69. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 
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Daß die Unfälle an Bahnübergängen einschließlich der mit Blink- 
lichtern allein gesicherten in den letzten 10 Jahren trotz des er- 
heblich angestiegenen Straßenverkehrs nicht zjugenommen haben, 
ist auf die konsequente Durchführung der Maßnahmen zur Erhö-^ 
htung der Sicherheit an Bahnübergängen oder zu ihrer Beseiti- 
gung zurückzuführen. 


70. Abgeordneter Ist sdchergestellt, daß bei Planungen für neue 
Braun Bundesautobahnen und Bundesfemstraßen 

(CDU/CSU) eine Abstimmung mit den zuständigen Behör- 

den des Umweltschutzes stattfindet? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 16. August 1973 

Bei der Planung und Linienführung der Bundesfemstraßen wer- 
den alle Behörden auf Landes- und Bundesebene, deren Belange 
berührt sind, beteiligt. Eine Abstimmung mit den zuständigen 
Behörden des Umweltschutzes ist dadurch sichergestellt. 


71. Abgeordneter Hat eine solche Abstimmung bei der Planung 
Braun der A 113 und A 160 im Raume Wermelskir- 

(CDU/CSU) chen im Bergischen Land stattgefunden, und 

ist der Bundesregierung bewußt, daß, wenn es 
bei der jetzigen Planung bleibt, Erholungs- 
und Wohngöbiete durchschnitten und zerstört 
werden? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 16. August 1973 

Im Zuge des Linienfestlegungsverfahrens nach § 16 des Bundes- 
Fernstraß engesetz beteiligt zunächst das Land alle betroffenen 
Behörden auf Landesebene bevor der Bundes verkehrsminister 
die berührten Bundesminister einschaltet. 

Im Falle der A113 wurden die erforderlichen Abstimmimgen 
durchgeführt, die Linie wurde im Jahre 1972 bestimmt. Die in der 
Zwischenzeit im Raum Wermelskirchen aufgekommenen unter- 
schiedlichen Auffassungen haben dem Land Nordrhein-Westfalen 
Veranlassung gegeben, die Linie mit Einverständnis des Bundes- 
ministers für Verkehr nochmals zu überprüfen. Das Ergebnis 
dieser Überprüfung bleibt abzuwarten. Die genaue Trassenfüh- 
rung und Einzelheiten der Entwurfsgestaltung der A 113 werden 
im noch nicht eingeleiteten Planfeststellungsverfahren festgelegt. 
Dabei wird wiederum allen Behörden und den anderen Betrof- 
fenen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Im Falle der A 160 ist noch die Abstimmung auf Landesebene im 
Gange. Dem Bundesminister für Verkehr liegen noch keine Un- 
terlagen vor, so daß die Linie noch nicht festgelegt werden 
konnte. 

Der Bundesregierung ist bewußt, daß Infrastrukturplanungen oft 
auch in Wohngebiete und sonstige schutzwürdige Gebiete ein- 
greifen. Durch die vorgeschriebenen und in Gang befindlichen 
Verfahren soll sichergestellt werden, daß die Vorteile, die bes- 
sere Verkehrsverbindungen für die Menschen bieten, nicht durch 
unvertretbare Auswirkungen auf die Umwelt erkauft werden 
müssen. 
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72. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, § 5 Abs. 6 der 
Glombig Gebührenordnung für Maßnahmen im Straß en- 

(SPD) verkehr, wonach Körperbehinderten aus Billig- 

keitsgründen Gebührenermäßigung oder Ge- 
bührenbefreiung für Amtshandlungen, Prüfun- 
gen oder Untersuchungen, die wegen der Be- 
hinderung erforderlich werden, gewährt wer- 
den kann, dahin gehend zu ändern, daß nicht 
die wirtschaftlichen Verhältnisse, sondern die 
Schwere der Behinderung allein das Kriterium 
für eine Gebührenermäßigung oder für eine 
Gebührenbefreiung wird? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrodk 
vom 24. August 1973 

Die Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr kann 
nur mit Zustimmung des Bundesrats geändert werden. Nach' 
einer neuerlichen Umfrage bei den obersten Landesverkehrsbe- 
hörden wollen die Länder überwiegend an der geltenden Rege- 
lung festhalten und den Ennessensspielraum „aus Billigkeits- 
gründen" bei der Gebührenermäßigung bzw. Gebührenbefreiung 
behalten. Soweit es sich nicht um Behördengebühren, sondern 
um Gebühren für die Sachverständigen, Prüfer und medizinisch- 
psychologischen Untersuchungssteilen handelt, stößt eine gene- 
relle Gebührenbefreiung auf Schwierigkeiten, da die Technischen 
überwachungs- Vereine zur Finanzierung ihrer Einrichtungen und 
Anlagen ausschließlich auf die Gebühreneinnahmen angewiesen 
sind. 

Es ist mir bekannt, daß sich insbesondere die stark gehbehinder- 
ten Schwerbeschädigten durch Gebühren belastet fühlen, die sie 
für die Erteilung von Ausnahmen von Parkverboten zu entrichten 
haben. Ich beabsichtige, die Gebührenermäßigung bzw. -befrei- 
ung für diese Gruppe von Schwerbeschädigten und darüber hin- 
aus allgemein die Frage der Gebührenermäßigung bzw. -befrei- 
ung für Körperbehinderte im Sinne des § 5 Abs. 6 GebOSt auf 
der nächsten Länderreferentenbesprechung erneut zu erötem. 


73. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Werden die Arbeiten an der Ortsumgehung 
Neufra, Landkreis Rottweil, im Zuge der B 14 
im Jahr 1973 wieder auf genommen, nachdem 
entgegen der Zusage der Bundesregierung auf 
meine schriftliche Anfrage vom 14. März 1973 
(Drucksache 7/296 Frage B 61) nach Mitteilung 
des Bürgermeisteramts Neufra diese Maß- 
nahme bis jetzt nicht fortgesetzt wird? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 23. August 1973 

Im Zuge der Ortsumgehung Neufra ist in den vergangenen Jah- 
ren eine Bundesbahnbrücke erstellt worden. Im Frühjahr 1973 
wurde davon ausgegangen, daß nunmehr die Erd- und Straßen- 
bauarbeiten begonnen werden können. Im Zuge des Planfest- 
stellungsverfahrens sind jedoch wegen des Standortes einer 
Kläranlage Schwierigkeiten aufgetreten. Sobald die rechtlichen 
Voraussetzungen vorliegen, werden die Bauarbeiten fortgeführt. 
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Ist die Bundesregierung bereit, für 1973 oder 
wenigstens ab 1974 die ca. 55 Millionen DM 
aus dem Mineralölsiteuererhöhungsaufkommen 
der periphären und struktursdiwachen Gebiete 
bevorzugt zusätzlidi dem Ausbau der dortigen 
Bundesfernstraßen zuzuwenden, da diese Räu- 
me weder in den Genuß einer Förderung des 
Personennahverkehrs kommen können und 
auch die Deutsche Bundesbahn dort nicht in- 
vestiert, sondern vornehmlich Nebenstrecken 
stillegt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 29. August 1973 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, aus dem Teil des Mine- 
ralölsteueraufkommens, der vom Kraftverkehr der periphären 
und strukturschwachen Gebiete aufgebracht wird, zusätzlich zu 
den derzeit vorgesehenen Mitteln weitere Gelder für den Fern- 
straßenbau in diesen Gebieten bereitzustellen. Sie ist der Auffas- 
sung, daß diese Gebiete beim Straßenbau angesichts der begrenz- 
ten finanziellen Mittel in angemessener Weise berücksichtigt 
werden. So sind die Zonenrandgebiete bei der Aufstellung des 
Bedarfsplanes für den Bundesfernstraßenbau durch niedrigere 
Schwellenwerte bei der Dringlichkeitseinstufung bevorzugt be- 
handelt worden. Dies hat seinen Niederschlag auch in dem ge- 
genwärtig laufenden Fünfjahresplan für den Bundesfernstraßen- 
bau gefunden, der auf der Basis des Bedarfsplanes erstellt wurde. 
Im übrigen hat der Bundesminister für Verkehr mehrfach betont, 
daß die Gebiete mit schwächerer Verkehrsinfrastruktur trotz der 
ln 1973 vorgenommenen Kürzungen beim Femstraßenhausbalt 
nicht vernachlässigt werden. 

Auch bei den Bundeszuwendungen für den kommunalen Straßen- 
bau nach dem Gemeindeverkehrsiinanzierungsgesetz werden die 
Zonenrandgebiete bevorzugt berücksichtigt. Der Bundeszuschuß 
zu den einzelnen Bauvorhaben ist durch das Verkehrsfinanzge- 
gesetz 1971 auf 70^/o der zuwendungs fähigen Kosten gegenüber 
60Vo für das übrige Bundesgebiet angehoben worden. 

Die Maßnahmen des Bundes zugunsten des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs kommen sehr wohl auch den strukturschwiachen 
Gebieten zugute. Die durch das Verkehrsfinanzgesetz 1971 ein- 
geführte Gasölbetriebsbeihilfe für im Öffentlichen Personennah- 
verkehr eingesetzte Fahrzeuge trägt zu einer spürbaren Kosten- 
entlastung bei den öffentlichen Nahverkehrsuntemehmen bei. 
Diese Betriebsbeihilfe ist durch das Steueränderungsgesetz 1973 
auf gestockt worden. Gleichzeitig sind auch die Fahrzeuge von 
Bundesbahn und Bundespost in diese Regelung einbezogen wor- 
den. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die strukturschwachen 
Gebiete durch verschiedene Förderungsprogramme des Bundes 
und der Länder in vielfältiger Weise weiter begünstigt werden. 


74. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 

Handlos 


(CDU/CSU) 


Welchen bestimmten Auftrag hat der Staats- 
sekretärsausschuß für Deutschland- und Berlin- 
Fragen der von ihm eingesetzten Arbeits- 
gruppe erteilt, die über Maßnahmen gegen 
einen „Transitmißbrauch" auf den Autobahnen 
zwischen Berlin und dem übrigen Bundesge- 
biet beraten soll, wenn es sich andererseits 
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nur um den Vollzug der geltenden Reditsord- 
nung handeln soll, oder beabsichtigt die Bun- 
desregierung, einen Bedeutungswandel einzu- 
leiten und auf neue Auslegungen hinzuarbei- 
ten, die die Rechtsordnung, w’ie der Bürger sie 
im Alltag erfährt, umgestalten würden trotz 
unverändert fortgeltendem Gesetzeswortlaut? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 24. August 1973 

Die vom Staatssekretärsausschuß für Deutschland- und Berlin- 
Fragen eingesetzte Arbeitsgruppe prüft noch einmal die recht- 
lich gegebenen Möglichkeiten zur Verhinderung des Mißbrauchs 
der Transitwege durch gewerbliche Fluchthilfeorganisationen. 
Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, einen Bedeutungswandel 
bestehender Rechtsvorschriften einzuleiten oder die Rechtsord- 
nung bei unverändert fortgeltendem Gesetzeswortlaut umzuge- 


Kann die Bundesregierung auf die ARD- An- 
stalten einwirken, ihre Verkehrsfunk-Hinweis- 
tafeln an den Bundesautobahnen einheitlich 
sowohl mit Megahertz- wie UKW-Kanal- An- 
gaben zu versehen, damit z. B. ein Autofahrer, 
der das Sendegebiet des Hessischen Rundfunks 
verläßt und in das des Süddeutschen einfährt 
nicht in verkehrsgefährdender Weise seine 
Aufmerksamkeit der Radioskala anstatt dem 
Geschehen auf der Autobahn widmen muß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 29. August 1973 

Die Hinweiszeichen auf Verkehrsfunk sende r werden nicht 
durch die Landesrundfunkanstalten, sondern auf Anordnung der 
Straßenverkehrsbehörden durch die Straßenbaulastträger auf ge- 
stellt. 

Durch die in Vorbereitung befindliche 2. Änderungsverordnimg 
zur StVO, die voraussichtlich in dem ersten Halbjahr 1974 in 
Kraft treten wird, soll eine einheitliche Beschilderung erreicht 
werden, Dabei sind nur noch Megahertz- Angaben vorgesehen. 
Auf die Kanal- Angaben wird verzichtet, da nahezu alle Auto- 
radios nur noch mit Megahertz- Angaben versehen sind. 

Mit Rücksicht auf die hohen Kosten müssen die bisher schon 
aufgestellten Schilder jedoch zunächst weiterverwendet werden. 
Eine entsprechende Verlautbarung wurde im Verfcehrsblatt am 
31. Juli 1973 veröffentlicht. 


stalten. 


76. Abgeordneter 
Dr. Dübber 
(SPD) 


Gesdiäftsbereldi des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


77. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Was sagt die Bundesregierung dazu, daß sich 
Bundesminister Dr. Vogel laut seinem Inter- 
view vom 14. Juli 1973 mit dem Süddeutschen 
Rundfunk mit folgenden Sätzen bezüglich § 7 b 
Einkommensteuergesetz nicht mehr an die Eck- 
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wertbesdilüsse der Bundesregierung vom Ok- 
tober 1971 gebunden fühlt: „Da gibt es zwei 
Punkte in den Eckdaten, die die letzte Bundes- 
regierung für die Steuerreform beschlossen 
hat: Einvernehmlich FDP und SPD ist c^er Über- 
gang vom Einkommens abziug auf deh Steuer- 
abzug vorgesehen, d. h. jeder ohne Rücksicht 
auf die Höhe seines Einkommens kann dann 
im Rahmen des 7 b den gleichen Betrag von 
der Steuerschuld abziehen. Außerdem wird 
erwogen, ob man nicht dazu übergehen sollte, 
daß mit 7 b auch bei Ehepaaren nur ein Objekt 
gefördert wird wegen der Zweitwobnungsge- 
schichte."? 


Antwort des Bundesministers Dr. Vogel 
vom 30. August 1973 

Nach der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 ist „die 
Grundkonzeption (der Steuerreform) in den Eckwertbeschlüssen 
von Juni und Oktober 1971 festgelegt worden". Der Juni-Be- 
schluß sah den Übergang vom Einkommensabzug zum Steuerab- 
zug vor. Mit dem Oktoberbeschluß wurde diese Entscheidung 
teilweise revidiert. 

Bei meiner Stellungnahme zur Frage der Entlastungswirkung des 
§ 7 b wies ich darauf hin, daß Steuerpflichtige beim Steuerab- 
zug — im Gegensatz zur unterschiedlichen Entlastungswirkung 
beim Einkommensabzug — ohne Rücksicht auf die Höhe ihres 
Einkommens im Rahmen der 7 b- Abschreibung den gleichen Be- 
trag von der Steuerschuld abziehen können. Dabei bezog ich mich 
auf den Eckwertbeschluß der Bundesregierung von Juni 1971. 

Bei meiner Stellungnahme zur Frage der Begünstigung der Zweit- 
wohnungen wies ich auf das Problem der sozialpolitisch bedenk- 
lichen Doppelbegünstigung bei Ehepaaren hin, deren Beseitigung 
erwogen wird. Dabei bezog ich mich nicht auf die Eckwertbe- 
schlüsse der Bundesregierung, die zu diesem Problemkreis keine 
Entscheidung enthalten. 


78. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Braun die Erhöhung der Hypothekenzinsen in den 

(CDU/CSU) letzten Monaten die Mieten gerade im sozialen 

Wohnungsbau beständig gestiegen sind, und 
wird die Regierung hieraus die Konsequenzen 
ziehen und auch das Wohngeldgesetz mit dem 
Ziel der Erhöhung des Wohngeldes novellie- 
ren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 17. August 1973 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die stabilitätspolitisch be- 
dingte Kreditverteuerung bei Sozialwohnungen, die mit zins- 
variablen Hypotheken finanziert sind, zu Mieterhöhungen füh- 
ren kann, da der Vermieter berechtigt ist, Veränderungen der 
laufenden Aufwendungen, wozu auch die Kapitalkosten zählen, 
in der Kostenmiete zu berücksichtigen. 
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Unabhängig hiervon hat die Bundesregierung in ihrem Zweiten 
Bericht über die Entwicklung der Mieten für Wohnraum (Mieten- 
bericht 1972, Drucksache 7/651) eine Anhebung der bei der Wohn- 
geldgewährung maßgebenden Miethöchstbeträge (§ 8 Abs. 1 des 
Zweiten Wohngeldgesetzes) angesprochen. Von einem entspre- 
chenden Vorschlag im Mietenbericht 1972 ist mit Rücksicht auf 
die stabilitätspoMtische Lage und die Selbstbindung der Bundes- 
regierung in ihrem Stabilitätsprogramm vom 9. Mai 1973, dem- 
zufolge bei der Novellierung von Leistungsgesetzen im Haus- 
haltsentwurf 1973 von der Bundesregierung bisher nidit vorge- 
sehene Leistungsverbesserungen zurückgestellt werden, abge- 
sehen worden, über die Anhebung der Miethöchstbeträge wird 
im Zusammenhang mit der Beratung des Haushaltsentwurfs 1974 
zu entscheiden sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


79. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Welche Gründe macht die Bundesregierung 
dafür geltend, daß es bis heute nicht zur Ein- 
führung eines bundeseinheitlichen Notrufsy- 
stems gekommen ist, und warum keine befrie- 
digende Regelung der Teilung der Folgekosten 
zwischen den Beteiligten erzielt werden 
konnte? 


80. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung die massive und 
offenkundig berechtigte Kritik der „Rettungs- 
stiftung Björn Steiger" zum Anlaß nehmen, 
die Verhandlungen mit den Bundesländern 
mit größerem Nachdruck zu betreiben, und 
würden nicht alternativ die Möglichkeiten des 
Bundes im Rahmen des erweiterten Katastro- 
phenschutzes ausreichen, um Lösungen herbei- 
zuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 16. August 1973 

Bereits vor mehreren Jahren haben die Bundesminister des In- 
nern und der Finanzen übereinstimmend festgestellt, daß die 
Errichtung und Unterhaltung von Notrufanlagen in erster Linie 
den Maßnahmen der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher- 
heit und Ordnung zugeordnet werden müssen. Diese Maßnah- 
men gehören in den Zuständigkeitsbereich der Länder (Artikel 
30 GG). Eine Übernahme der Kosten auf den Bundeshaushalt 
würde gegen Artikel 104 a Abs. 1 GG verstoßen. Trotzdem 
haben die Länder bisher die Einrichtung des neuen Notrufsy- 
stems bei der Deutschen Bundespost nur in sehr geringem Um- 
fang beantragt, obwohl die Deutsche Bundespost der besonderen 
Bedeutung des Notrufs auch durch eine für die Länder günstige 
Gebührengestaltung Rechnung tragen will. 
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Die Deutsche Bundespost hat die Probleme des Notrufs stets 
vordringlich behandelt. Auf Veranlassung des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen wurde der Notruf am 
23. Februar 1973 auf der Konferenz des Bundeskanzlers mit den 
Ministerpräsidenten der Länder erörtert. Diese Erörterungen sol- 
len auf der nächsten Ministerpräsidentenkonferenz fortgesetzt 
werden. 


Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
sung, daß — angesichts der in erschreckendem 
Maße steigenden Verkehrsunfälle — die ge- 
nerelle Einrichtung des Notrufs 110 nicht an 
finanziellen Erwägungen oder Zuständigkeits- 
fragen scheitern darf, und, sofern die Bundes- 
regierung dieser Meinung ist, welche Maß- 
nahmen will sie ergreifen, damit die Einrich- 
tung des Notrufs 110 schnell realisiert wird? 

Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 16. August 1973 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung, daß die Einführung 
des von der Deutschen Bundespost neu entwickelten Notruf- 
systems, das unter der bundeseinheitlichen Rufnummer 110 er- 
reicht werden soll, nicht mehr länger hinausgeschoben werden 
darf. 

Die Deutsche Bundespost hat schon vor mehreren Jahren, als die 
technische Entwicklung des jetzt lieferbaren neuen Notrufsy- 
stems begonnen wurde, Schritte zur Klärung der Zuständigkeits- 
fragen eingeleitet. Nach übereinstimmenden Feststellungen der 
Bundesminister des Innern und der Finanzen müssen Errichtung 
und Unterhaltung von Notrufanlagen in erster Linie den Maß- 
nahmen der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung zugeordnet werden. Diese gehören in den Zuständig- 
keitsbereich der Länder (Artikel 30 GG). Eine Übernahme der 
Kosten auf den Bundeshaushalt für diese Maßnahmen würde 
gegen Artikel 104 a Abs. 1 GG verstoßen. 

Auf Anregung des Bundesministers für das, Post- und Fernmelde- 
wesen soll auf der nächsten Konferenz des Bundeskanzlers mit 
den Ministerpräsidenten der Länder die Frage der Kostentragung 
erörtert werden. Die Bundesregierung hofft auf die Einsicht der 
Länder, zumal die Deutsche Bundespost der besonderen Bedeu- 
tung des Notrufs auch durch eine für die Länder günstige Ge- 
bührengestaltung Rechnung tragen will. 


81. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


82. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ein Bundes- 
Glombig gesetz vorzubereiten und möglichst bald vor- 

(SPD) zulegen, das Abhilfe bei der qualitativen 

Beeinträchtigung des Fernsehempfanges durch 
unterschiedlich hohe Bebauung ermöglicht? 

Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 27. August 1973 

Die Bundesregierung sieht zur Zeit keine Möglichkeit, ein Bun- 
desgesetz einzubringen, das Abhilfe bei der Beeinträchtigung 
des Fernsehempfangs durch unterschiedlich hohe Bebauung er- 
möglicht, weil noch strittig ist, ob es hierzu einer gesetzlichen 
Regelung bedarf und ob der Bund dafür kompetent ist. 
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83. Abgeordneter 

Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die politische Ziel- 
setzung von Rosa Luxemburg mit der Absicht 
vereinbar, im Jahr 1974 eine Sondermarke 
„Rosa Luxemburg" herauszugeben? 


Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 27. August 1973 

Die Deutsche Bundespost wird am 15. Januar 1974 eine Sonder- 
postwertzeichen-Serie herausgeben, die bedeutenden Frauen des 
politischen Lebens in Deutschland gewidmet ist. Der Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen ist dem Vors.chlag 
des „Beirats zur Bestimmung von Anlässen für die Ausgabe 
von Sonderpostwertzeichen ohne Zuschlag" (Programmbeirat) 
gefolgt, in diese Serie Luise Otto-Peters, Helene Lange, Gertrud 
Bäumer und Rosa Luxemburg aufzunehmen, weil in der Vergan- 
genheit immer wieder von verschiedenen Seiten der Wunsch an 
ihn herangetragen worden war, auf Briefmarken mehr als bisher 
bedeutender Frauen zu gedenken. Innerhalb der durch diese 
Serie repräsentierten Epoche war Rosa Luxemburg eine Frauen- 
gestalt von herausragender politischer Bedeutung. Dies — und 
nicht ihre politische Zielsetzung — war bestimmend für ihre Auf- 
nahme in die Serie. Desgleichen gilt auch für die drei anderen 
Frauengestalten. 


Bonn, den 14. September 1973 



